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A. Sachverhaltsarbeit 
Die Arbeit am Sachverhalt gliedert sich bei zivilrechtlichen Aufgabenstellungen in  

drei Arbeitsschritte: 

 Erfassung des Akteninhalts 

 Ordnung des Sachverhalts 

 Darstellung des Sachverhalts 

I. Erfassung des Akteninhalts 

Die Erfassung des Sachverhalts aus der Akte hat neutral, vollständig, wertungsfrei zu erfolgen.  

Erkenntnisquellen sind 

 Schriftsätze 

 Anlagen 

 Beiakten 

 Sitzungsprotokolle 

Im Klageverfahren ist darüber zu verhandeln. An sich ist der Sachvortrag nach § 137 Abs. 2 ZPO in 
freier Rede von den Parteien darzustellen, in der Praxis geschieht dies durch Bezugnahme (§ 137 
Abs. 3 ZPO). Es ist allerdings nicht Aufgabe des Gerichts, sich aus Anlagen und Beiakten die maß-
geblichen Tatsachen herauszusuchen, diese Dokumente ersetzen den erforderlichen Parteivor-
trag nicht, sondern können ihn nur substanziieren. 

II. Ordnung des Sachverhalts 

Die Ordnung des Sachverhaltes erfolgt nach unstreitigen Tatsachen (Sachstand) und streitigem 
Vortrag (Streitstand), § 313 Abs. 2 S. 2 ZPO. Maßgeblicher Zeitpunkt ist im Klageverfahren der 
Schluss der mündlichen Verhandlung (§ 296 a S. 1 ZPO), sodass sich im Laufe eines Rechtsstreits 
häufig Änderungen ergeben.  

Unstreitig sind die Tatsachen, die von beiden Parteien übereinstimmend geschildert (zugestan-
den, § 288 ZPO) werden, außerdem nicht ausdrücklich oder konkludent (§ 138 Abs. 3 ZPO) be-
strittene Behauptungen des Gegners sowie solche, zu denen entgegen § 138 Abs. 2 ZPO keine 
Erklärung abgegeben wird. Der Sachstand bildet regelmäßig den Kern des Sachverhaltes. 

Streitig demgegenüber sind die Tatsachen, die der Gegner ausdrücklich, konkludent (§ 138 
Abs. 3 ZPO) oder mit Nichtwissen (§ 138 Abs. 4 ZPO) bestritten hat. Zu unterscheiden sind einfa-
ches und substanziiertes (auch qualifiziertes Bestreiten genannt). Es gilt wegen § 138 Abs. 1 und 
Abs. 2 ZPO der Grundsatz, dass der Umfang der Substantiierung des Bestreitens von der Substan-
tiierung des Gegners abhängt, sofern der bestreitenden Partei eine Substantiierung möglich ist. 
Um mit Nichtwissen bestreiten zu dürfen, muss es sich gem. § 138 Abs. 4 ZPO um Tatsachen 
handeln, die weder Gegenstand eigener Handlung noch eigener Wahrnehmung sind, zudem 
darf es der bestreitenden Partei nicht möglich sein, sich das erforderliche Wissen im Rahmen 
zumutbarer Erkundigungen in der eigenen Wahrnehmungssphäre zu verschaffen. Eine allgemei-
ne Informationspflicht demgegenüber besteht nicht. 

Für die Ordnung des Sachverhaltes spielt es keine Rolle, ob die Tatsachen prozessual ord-
nungsgemäß vorgetragen worden sind (z.B. unzulässige Behauptungen ins Blaue; Sachvortrag 
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nach Schluss der mündlichen Verhandlung, vgl. § 283 ZPO; Vortrag gegen Verstoß gegen die 
Interventionswirkung bei erfolgter Streitverkündung im Vorprozess). Diese Frage ist erst bei der 
rechtlichen Prüfung der Tatsache zu klären. Nur prozessual verwertbare Tatsachen können  
Gegenstand der Entscheidungsfindung sein. Ggf. ist diese Frage im rechtlichen Teil der Arbeit zu 
problematisieren. 

III. Darstellung des Sachverhalts 

Oberste Richtschnur für die Darstellung des Sachverhalts ist die Verständlichkeit für den Leser. 
Für den Regelfall hat sich folgender Aufbau bewährt, von dem nur abgewichen werden sollte, 
wenn es ansonsten zu Verständlichkeitsproblemen kommt: 

1. Einleitungssatz (Indikativ Präsens):  

Ein Einleitungssatz ist nicht zwingend. Wenn, dann sollte er kurz und prägnant das Klagebegeh-
ren bezeichnen. 

Formulierungsbeispiel: „Der Kläger nimmt den Beklagten auf Räumung einer Mietwohnung in 
Anspruch.“ 

2. Unstreitiger Sachverhalt (Indikativ Imperfekt) 

Die Darstellung ist grds. historisch aufzubauen und erfolgt im erzählenden Imperfekt.  

Formulierungsbeispiel: „Die Parteien schlossen am ... einen Mietvertrag über die in Detmold in 
der Prinzenstr. 44 gelegene Eigentumswohnung des Klägers. Der Beklagte mietete diese Wohnung 
ab dem … zu einer monatlichen Kaltmiete von … Euro …“ 

3. Streitiger Klägervortrag (Konjunktiv Präsens) 

Tatsachenvortrag („behaupten“) und Rechtsausführungen („ist der Ansicht“) sind voneinander zu 
trennen. 

Formulierungsbeispiel: „Der Kläger behauptet, der Beklagte habe ihn anlässlich eines zufälli-
gen Zusammentreffens in der Gaststätte … am … vor mehreren Gästen einen Halsabschneider 
genannt, der seine Mieter ausnehme ... Er ist der Ansicht, diese Verhalten des Beklagten rechtfer-
tige eine fristlose Kündigung des Mietvertrages.“  

4. Überholte Anträge und antragsbezogene Prozessgeschichte (Indikativ Perfekt) 

Die Prozessgeschichte ist insoweit vorzuziehen, als dies für das Verständnis der aktuellen Anträge 
erforderlich ist (z.B. bei Einspruch gegen vorangegangenes Versäumnisurteil, einseitiger Erledi-
gungserklärung oder übereinstimmender Teilerledigungserklärung. 

5. Anträge (eingerückt im Indikativ Präsens) 

Formulierungsbeispiel:  

„Der Kläger beantragt, 

 den Beklagten zu verurteilen, … 

Der Beklagte beantragt, 

 die Klage abzuweisen.“ 

6. Streitiger Beklagtenvortrag (Konjunktiv Präsens) 

Der Vortrag des Beklagten sollte wie folgt gegliedert werden: (1.) Vortrag zur Zulässigkeit der 
Klage (sog. Prozessrügen), (2.) Vortrag zur Begründetheit der Klage, und zwar (a) Klageleugnen, 
d.h. qualifiziertes Bestreiten der Voraussetzungen, für die der Kläger darlegungs- und beweis-
pflichtig ist, sowie (b) Einreden i.S.d. ZPO, d.h. rechtshindernde und rechtsvernichtende Einwen-
dungen sowie Einreden im materiellen Sinne. 
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Formulierungsbeispiel: „Der Beklagte bestreitet die vom Kläger behauptete Äußerung  
damit, dass es der Kläger gewesen sei, der in der Gaststätte beleidigende Äußerungen wie 
Mietschmarotzer und asoziales Pack gegenüber dem Beklagten von sich gegeben habe.  

Außerdem behauptet der Beklagte (=Tatsachen) …, … Dazu ist er der Ansicht (Rechtsansichten) …“ 

7. Replik und Duplik (Konjunktiv Präsens) 

Unter einer Replik versteht man im Zusammenhang mit dem Tatbestand das Verteidigungsvor-
bringen des Klägers auf Einreden des Beklagten i.S.d. ZPO. Der Kläger kann Tatsachen, die eine 
Gegennorm ausfüllen, einfach, qualifiziert oder mit Nichtwissen bestreiten oder sich seinerseits 
mit einer Gegennorm verteidigen. Unter einer Duplik versteht man das Verteidigungsvorbringen 
des Beklagten auf die Replik des Klägers. Der Kläger kann wiederum einfach, qualifiziert oder mit 
Nichtwissen bestreiten bzw. sich seinerseits mit einer Gegennorm verteidigen. Beides sollte aus 
Gründen der Übersichtlichkeit i.d.R. vermieden werden. 

8. Übrige Prozessgeschichte (Indikativ Perfekt) 

Formulierungsbeispiel: „Das Gericht hat Beweis erhoben durch uneidliche Vernehmung der 
Zeugen ... Wegen des Beweisthemas wird auf den Beweisbeschluss vom … und wegen des Ergeb-
nisses der Beweisaufnahme auf das Sitzungsprotokoll vom ... Bezug genommen.“   

 

B. Erarbeitung der Lösung 

I. Gerichtliche Klausuren  

1. Da kein Gutachten verlangt wird: Erstellung einer eigenen Lösungsskizze 

Bei unstreitigem Sachverhalt einstufige eigene Lösungsskizze, die alle Rechtsprobleme durch-
dringt. 

Bei streitigem Sachverhalt unter Beachtung der Darlegungs- und Beweislast: Erstellung einer 
eigenen mehrstufigen Lösungsskizze unter Beachtung der Relationstechnik. (s. Übersicht 1). 
Hierdurch werden die streiterheblichen Tatsachen herausgefiltert und ermöglichen einen  
Abgleich mit der Beweisaufnahme. 

2. Praktischer Entwurf s. Übersicht 2 und 3. 

II. Anwaltsklausuren 

Hier wird regelmäßig zunächst ein Gutachten verlangt. Je nach anwaltlicher Aufgabenstellung: 

1. Klagesituation: Vorbereitendes Gutachten 

a) Ggf. Auslegung des Mandantenbegehrens 

Herausarbeiten der wirtschaftlichen Interessenlage des Mandanten 

b) Materiell-rechtliches Gutachten 

aa) Grundsatz: Einschichtiger Aufbau  

 Anspruchsprüfung auf Grundlage des Mandantenvortrags 

 Soweit einzelne Tatsachen streitig sind, direkt am Tatbestandsmerkmal: 

– Begutachtung nach Mandantenvorbringen 

– Begutachtung nach Gegnervorbringen 

– Ggf. Beweisprognose unter Beachtung der Beweislast 
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bb) Ausnahme: Nur wenn von Bearbeitervermerk vorgegeben: Relationstechnik (s. Übersicht 1) 

 Klägerstation: Schlüssigkeit der Klage nach Klägervorbringen 

 Beklagtenstation: Erheblichkeit der Einlassung des Beklagten 

 Beweisstation: Tatsachenfeststellung (Beweisprognose) 

cc) Inhalt 

 Alle ernsthaft in Betracht kommenden Anspruchsgrundlagen 

 Aufbau (vertraglich, vertragsähnlich, dinglich, deliktisch, bereicherungsrechtlich) 

c) Prozessuales Gutachten 

aa) Ausführungen in jedem Fall zu (ggf. nur kurz): 

 Klageart 

 Sachliche und örtliche Zuständigkeit 

 Besondere Zulässigkeitsvoraussetzungen der gewählten Klageart (z.B. Feststellungsinte-
resse, § 256 Abs. 1 ZPO) 

bb) Ausführungen zu sonstigen Prozess- oder Sachurteilsvoraussetzungen nur, wenn konkreter 
Anlass besteht. 

d) Zweckmäßigkeitserwägungen 

aa) Gestaltung der Sachlage möglich/notwendig 

 Ausübung eines Gestaltungsrechts 

 Fristsetzung 

 Anspruchsschreiben vor Klageerhebung (wegen § 93 ZPO!) 

 Mahnung (§ 286 Abs. 1, § 288 BGB) 

bb) Bestimmung der Verfahrensart (ggf. schneller und/oder kostengünstiger Titel): 

 Mahnverfahren, §§ 688 ff. ZPO 

 Urkunden- und Wechselprozess, §§ 592 ff. ZPO 

 Einstweiliger Rechtsschutz, §§ 916 ff. ZPO 

 Leistungsklage 

– Teilklage (Vorteil: geringeres Kostenrisiko; Nachteil: nicht eingeklagter Teil ist nicht rechtshängig) 

– Haupt- und Hilfsantrag 

– Stufenklage, § 254 ZPO (Sonderfall der objektiven Klagehäufung) 

– Klage auf wiederkehrende Leistung, §§ 257–259 ZPO 

– Unbezifferter Klageantrag (Angabe einer Größenordnung) 

– Freistellungsantrag, § 257 BGB 

 Feststellungsklage, § 256 ZPO (Feststellungsinteresse) 

cc) Prozesskostenhilfe (PKH), §§ 114 ff. ZPO 

dd) Hemmung der Verjährung, § 204 BGB, § 167 ZPO 

ee) Streitverkündung, §§ 72–74 ZPO (insbesondere zur Vorbereitung eines Regresses) 
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ff) Sonstiges 

 Obligatorische Schlichtung Art. 15a EGZPO 

 Auswahl des Gerichts, § 35 ZPO 

 Zuständigkeit der Kammer für Handelssachen (KFH), §§ 96 ff. GVG 

 Einzelrichter, §§ 348 ff. ZPO 

 Antrag auf vorläufige Einstellung der Zwangsvollstreckung, §§ 707, 719 ZPO 

 Kosteninteresse 

 Rechtzeitigkeit des Vorbringens, § 296 ZPO 

gg) Bei Beratung nach Klageerwiderung: 

 Klagerücknahme, § 269 ZPO 

 Klageänderung, § 263 ZPO 

 Parteiänderung, §§ 263 ff. ZPO analog 

 Erledigungserklärung, § 91 a ZPO 

e) Praktischer Entwurf der Klageschrift (s. Übersicht 4) 

2. Beklagtensituation: Vorbereitendes Gutachten 

a) Ggf. Auslegung des Mandantenbegehrens 

 Verteidigung gegen die Klage (ganz oder nur z.T.) 

 Kostengünstige Beendigung des Rechtsstreits 

 Einvernehmliche Lösung (Vergleichsverhandlungen) 

b) Prozessuales Gutachten (wie bei Kläger) 

c) Materiell-rechtliches Gutachten 

aa) Grundsatz: Einschichtiger Aufbau  

 Anspruchsprüfung auf Grundlage des Klägervortrags 

 Soweit einzelne Tatsachen streitig sind: 

– Begutachtung nach Klägervorbringen 

– Begutachtung nach Mandantenvorbringen 

– Ggf. Beweisprognose unter Beachtung der Beweislast 

 Verteidigung mit Gegenforderungen (Primär- oder Hilfsaufrechnung,  
Widerklage) 

bb) Nur wenn von Bearbeitervermerk vorgegeben: Relation 

 Klägerstation: Schlüssigkeit der Klage nach Klägervorbringen 

 Beklagtenstation: Erheblichkeit der Einlassung des Beklagten (Mandanten) 

 Beweisstation: Tatsachenfeststellung (Beweisprognose) 

cc) Inhalt 

 Alle ernsthaft in Betracht kommenden Anspruchsgrundlagen 

 Aufbau (vertraglich, vertragsähnlich, dinglich, deliktisch, bereicherungsrechtlich) 
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d) Zweckmäßigkeitserwägungen 

aa) Verteidigung bei guten Erfolgsaussichten 

 Klageabweisungsantrag (ggf. Teilanerkenntnis, § 307 ZPO 

 Zulässigkeitsrügen 

 Bestreiten von Tatsachen 

 Rechtliche Argumente 

 Einreden 

 Aufrechnung (als primäre Verteidigung) ggf. unter Ausnutzung des § 215 BGB 

bb) Hilfsaufrechnung (beachte § 296 Abs. 2 ZPO) 

cc) Widerklage, § 33 ZPO 

 Geltendmachung von Gegenansprüchen 

 Umgehung eines Aufrechnungsverbotes (§ 393 BGB) oder Einwendungsausschlusses 

 Flucht in die Widerklage falls bzgl. Aufrechnung die Präklusion, § 296 ZPO droht 

 Reaktion auf Teilklage des Gegners durch (negative) Feststellungswiderklage 

 Drittwiderklage (z.B. Ausschalten von Zeugen) 

 Hilfswiderklage 

dd) Flucht  des Klägers in die Säumnis, wenn Präklusion, § 296 ZPO droht. 

ee) Anerkenntnis 

 Sofortiges Anerkenntnis, § 93 ZPO 

 Auch sonst aus Kostengründen, § 307 ZPO 

ff) Bei Versäumnisurteil/Mahnbescheid: Einspruch/Vollstreckungsschutz 

 Einspruchseinlegung, §§ 338 ff. ZPO 

 Vollstreckungsschutzantrag, § 719 ZPO! 

gg) Bei einstweiliger Verfügung:  

 Schutzschrift 

 Widerspruch, § 924 ZPO 

 Antrag nach § 926 ZPO 

hh) Bei Vorbehaltsurteil im Urkundsprozess: § 599 ZPO: Antrag auf Nachverfahren, § 600 ZPO 

ii) Bei Erledigungserklärung des Klägers: Widerspruch dagegen, um beidseitige Erledigungs-
erklärung i.S.v. § 91 a ZPO zu verhindern. 

e) Praktischer Entwurf der Klageerwiderung (s. Übersicht 5) 

3. Rechtsgestaltendes Mandat 

a) Ermittlung der Sachziele des Mandanten: „Was will er“? 

In der Klausur aus dem gestellten Sachverhalt, insbes. dem Bearbeitervermerk, zu ermitteln: 

 Ausdrückliche Wünsche des Mandanten; 

 im „Nebensatz“ formulierte Wünsche des Mandanten; 

 sich aus der im zu beurteilenden Fall vorliegenden Interessenlage ergebende, von diesem 
ggf. noch nicht klar realisierte Wünsche des Mandanten, auch in der Zukunft (z.B. Streitver-
meidung). 
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b) Ermittlung des Rechtsziels des Mandanten: „Woraus will er“? 

Der Mandant ist regelmäßig juristischer Laie. Es ist deshalb Aufgabe des Anwalts zu ermitteln, in 
welchen juristischen Gebieten Werkzeuge zu finden sind, um die definierten Sachziele des Man-
danten verfolgen und ggf. erreichen zu können. 

Dies ist naturgemäß bei gesetzlich normierten Vertragstypen einfacher als bei nicht geregelten 
atypischen Verträgen. 

c) Ermittlung der bestehenden Sach- und Rechtslage 

aa) Ermittlung der relevanten Tatsachen aus dem mitgeteilten Sachverhalt 

z.B.: Persönliche Verhältnisse, vermögensrechtliche Verhältnisse, rechtliche Vorverhältnisse (z.B. 
bestehende Verträge oder andere rechtliche Vereinbarungen) 

bb) Ermittlung der Rechtslage 

d) Feststellung des Gestaltungsbedarfs 

Ein Gestaltungsbedarf ist gegeben, wenn und soweit die bestehende Rechtslage nicht den Sach-
zielen des Mandanten in der Gegenwart bzw. der Zukunft entspricht (Regelfall). Eine Zweifels-
regel im Gesetz (z.B. § 154 Abs. 1 BGB) ist Anlass, etwas zu regeln! 

e) Ermittlung etwaiger Gestaltungsmöglichkeiten und -alternativen 

aa) Ist die ermittelte Rechtslage im Sinne des Mandanten dispositiv oder liegt eine nicht ab-
dingbare Regelung vor? 

 Grundsatz: Schuldrecht dispositiv, Sachenrecht zwingend 

 Ausnahmen (zwingendes Recht im Schuldrecht, z.B.) 

– § 476 BGB (Verbrauchsgüterkauf), § 651 y BGB (Reiserecht) etc. 

– Schutzbestimmungen (z.B. §§ 312 f; 487; 506 BGB) 

bb) Ist das vom Mandanten verfolgte Ziel im Rahmen allgemeiner Gestaltungsgrenzen zu 
erreichen? 

 AGB-Recht §§ 309–307 BGB 

 §§ 134, 138 BGB 

cc) Gibt es für eine Gestaltung insbesondere unter Berücksichtigung einer in der Klausur ange-
deuteten, ansonsten realistischen, Zukunftsentwicklung mehrere Möglichkeiten, und was sind 
deren Vor- und Nachteile? 

(1) Kommen mehrere Gestaltungsalternativen in Betracht, sind diese auf eine zu empfehlende 
„einzudampfen“; Entscheidungskriterien: 

 Mandanteninteresse (vgl. oben) 

 Gebot des sichersten Weges (ist z.B. eine Variante mit unsicherer Rechtsprechungslage  
verbunden, wohingegen eine andere höchstrichterlich geklärt ist) 

 Wirtschaftliche Folgen (Kosten des Vertragsabschlusses und -durchführung; Kosten etwaiger 
Vertragsänderungen, sonstige Kosten) 

(2) Besteht dann nur noch eine, vom Bearbeiter vorzuschlagende Variante, ist bei deren Realisie-
rung an folgende Gesichtspunkte zu denken: 

 Formbedürftigkeit? 

 Klare, eindeutige Sprache; präzise Formulierungen, soweit erforderlich (insbes. bei den 
§§ 309, 308 BGB): Orientierung am Gesetzeswortlaut.; ansonsten: Verwenden der juristischen 
Termini 

dd) Formulierung der Gestaltung  

 Fertigung des praktischen Entwurfs 
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Beispiele zur Tenorierung: (Übungsfälle) 

Wie lautet in den nachfolgenden Akten der vollständige Urteilstenor? 

 

Akte 1: 
K verklagt B auf Zahlung von 6.000 € nebst Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen 
Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit. Die vollumfänglich begründete Klage wird B am 31.08. zuge-
stellt. 

 

Akte 2:  
Wie Fall 1, die Klage ist aber vollumfänglich unbegründet. 

 

Akte 3: 
Wie Fall 1, die Klage ist aber nur i.H.v. 4.000 € begründet. 

 

Akte 4: 
K verklagt B auf Zahlung von 3.000 €. Dabei beruft er sich in erster Linie auf eine Kaufpreis- und 
hilfsweise auf eine Werklohnforderung (sog. verdeckter Hilfsantrag). Der Anspruch ist bereits aus 
dem Kaufvertrag begründet. Zinsen werden nicht beantragt. 

 

Akte 5 (Baumbach’sche Kostenformel): 
K verklagt B1 und B2 gesamtschuldnerisch zur Zahlung von 6.000 €. Die Klage hat gegen B1 in 
voller Höhe Erfolg, gegen B2 ist sie hingegen vollumfänglich unbegründet.  

 

 

 

 

 

AS-Skript Die zivilgerichtliche Assessorklausur (2023), S. 1–70 

Daßnach JA 2019, 772 (Bearbeitung der Urteilsklausur im Zivilrecht) 
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Fall 1: Unfallbericht (Übungsfall) 
 

 

 

 

Rechtsanwalt Barcher   Willy-Brandt-Platz 25   33602 Bielefeld 

per beA 

An das 

Amtsgericht Bielefeld 

33602 Bielefeld Bielefeld, den 08.03. …. 
 FB/un 85/…. 

K l a g e 

 
der Antje Mayer, Bahnhofstraße 1 a, 33602 Bielefeld, 

 Klägerin, 

g e g e n 

 

1.  die Gesa Schulze, Hardenbergstraße 2, 33615 Bielefeld, 

 Beklagte zu 1), 

2. den Landwirtschaftlichen Versicherungsverein a.G., vertreten durch den Vorstand, dieser 
vertreten durch den Vorstandsvorsitzenden Axel Brunner, Kolde-Ring 21, 48126 Münster, 

Beklagter zu 2), 

Namens und mit Vollmacht der Klägerin erhebe ich hiermit Klage gegen die Beklagten und  
werde folgenden Antrag stellen: 

Die Beklagten werden als Gesamtschuldner verurteilt, an die Klägerin 2.510,14 € nebst Zinsen 
in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 02.03.2019 zu zahlen. 

Vorsorglich stelle ich den Antrag nach § 331 Abs. 3 ZPO. 

Begründung: 

Die Klägerin macht Schadensersatzansprüche aus einem Verkehrsunfall vom 03. Januar …. um 
13.30 Uhr innerorts auf der Eckendorfer Str. in Bielefeld geltend.  

Die Klägerin ist Fahrerin des an dem Unfall beteiligten PKW VW Golf mit dem amtlichen Kennzei-
chen BI – AM 34, der ihr gehört. Unfallgegnerin war die Beklagte zu 1) als Fahrerin und Halterin 
des Opel Astra mit dem amtlichen Kennzeichen BI – GH 658. Der Beklagte zu 2) ist der Haft-
pflichtversicherer der Beklagten zu 1). 

Franz Barcher 
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für  
Versicherungsrecht 
 
Willy-Brandt-Platz 25  
33602 Bielefeld  
Tel. 0521 41616-0 
info@anwalt-barcher.de 

AMTSGERICHT BIELEFELD 

E I N G E G A N G E N 

09  .  0 3  .  ….. 

 

BB  
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Die Klägerin befuhr die Eckendorfer Straße stadtauswärts auf der rechten der beiden dort befind-
lichen Fahrspuren mit einer Geschwindigkeit von etwa 50 km/h. Plötzlich fuhr ihr in Höhe von 
McDonalds die Beklagte zu 1 ins Heck.  

Beweis: Zeugnis des Herrn Carsten Mayer, Bahnhofstr. 1 a, 33615 Bielefeld 

Bei dem Zeugen Meyer handelt es sich um den Sohn der Klägerin, der auf dem Beifahrersitz saß. 

Für den bei diesem Auffahrunfall entstandenen Schaden haben die Beklagten gesamtschuldne-
risch zu 100 % einzustehen. Die Beklagte zu 1) war aus der Klägerin nicht bekannten Gründen 
unaufmerksam und hat den Unfall allein verschuldet. Bei der polizeilichen Unfallaufnahme räum-
te die Beklagte zu 1) ein, der Klägerin ins Heck gefahren zu sein. Die Beklagte zu 1) wurde von der 
den Unfall aufnehmenden Polizei als Unfallverursacherin kostenpflichtig verwarnt. 

Beweis: Unfallmitteilung der Polizei, Anlage K 4 

Gegen die Beklagte zu 1) als Auffahrende spricht zudem der Beweis des ersten Anscheins. Die  
Betriebsgefahr des klägerischen Fahrzeuges tritt bei dieser Unfallkonstellation völlig in den  
Hintergrund. 

Die Klägerin hat den Unfallschaden begutachten und danach reparieren lassen. Durch den Unfall 
sind der nicht vorsteuerabzugsberechtigten Klägerin folgende Kosten entstanden, die sie sämt-
lich verauslagt hat: 

a) Reparaturkosten:1.843,50 € brutto 

Beweis: Reparaturrechnung der Fa. VW- Möller vom 10.01., Anlage K 1 

b) Mietwagenkosten für drei Tage: 276,98 € brutto 

Beweis: Rechnung der Fa. AVIS vom 12.01., Anlage K 2 

c) Kosten des außergerichtlichen Schadensgutachtens: 359, 66 € brutto 

Beweis: Rechnung der DEKRA Bielefeld vom 04.01., Anlage K 3 

d) Kostenpauschale (Telefon, Porto etc.): 30,00 € 

Die vier genannten Einzelpositionen ergeben die Klageforderung.  

Die Beklagte zu 2) hat auf außergerichtliche Zahlungsaufforderung des Unterzeichners am 01.03. 
jegliche Ersatzleistung abgelehnt. Daher ist Klage geboten.  

Der Gerichtskostenvorschuss ist per elektronischer Kostenmarke angewiesen. 

(qualifiziert elektronisch signiert)
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Dein Repetitorium 

ANWALTSKANZLEI 
MARTIN HIMMELS 
 

      Bielefeld, den 25.03…. 

 
per beA 
An das 
Amtsgericht Bielefeld 

33602 Bielefeld 

 
 

In Sachen 

Mayer ./. Schulze und LVM 

– 4 C 131/…. – 

melde ich mich für die Beklagten und werde namens und in Vollmacht der Beklagten beantragen,  

die am 16.03. zugestellte Klage abzuweisen. 

Begründung: 

Zunächst bestreite ich den gesamten Klagevortrag, soweit er nicht nachfolgend zugestanden ist. 
Die Klageforderung besteht schon dem Grunde nach nicht. Für den Unfall ist nicht die Beklagte 
zu 1 verantwortlich, sondern ausschließlich die Klägerin. 

Es handelte sich nicht um einen klassischen Auffahrunfall. Deshalb greift kein Anscheinsbeweis 
gegen die Beklagte zu 1). Vielmehr war alleinige Ursache der Kollision ein Spurwechselfehler der 
Klägerin. Diese hat in der Klageschrift verschwiegen, dass sie zunächst auf der linken Fahrspur auf 
der Eckendorfer Str. fuhr. Sie überholte den PKW der Beklagten zu 1) und zog dann plötzlich ihr 
Fahrzeug nach rechts herüber, um in eine viel zu kleine Fahrzeuglücke zu springen. Beim Spur-
wechsel verlangsamte sie ihre Geschwindigkeit. Der Abstand zwischen dem PKW der Beklagten 
zu 1) und dem vorausfahrenden Fahrzeug betrug beim Spurwechsel der Klägerin allenfalls sie-
ben Meter. Die Beklagte zu 1) wurde von diesem Fahrverhalten der Klägerin völlig überrascht.  
Sie konnte eine Kollision nicht mehr abwenden. Nicht die Beklagten sind für den Unfall ein-
standspflichtig, sondern die Klägerin. Deshalb behält sich die Beklagte zu 1) die Erhebung einer 
Widerklage vor. 

Für das Unfallgeschehen berufe ich mich auf das Zeugnis des Herrn Uwe Sander, Hardenbergstr. 2, 
33615 Bielefeld, und der Frau Birgit Ottensmann, Heimstättenweg 6, 32052 Herford. 

Der Zeuge Sander war Beifahrer der Beklagten zu 1), die Zeugin Ottensmann hat das Unfallge-
schehen vom Parkplatz McDonalds beobachtet. 

Aus anwaltlicher Vorsorge nehme ich zu den Schadenspositionen wie folgt Stellung: 

Ich bestreite, dass für die Fahrzeugreparatur drei Tage erforderlich waren. Die Beseitigung des 
Schadens wäre in zwei Tagen möglich gewesen, wie dies das von der Klägerin selbst vorgelegte 
DEKRA-Gutachten vorgesehen hat.  

Mit Nichtwissen wird bestritten, dass die Klägerin die Rechnungen bereits bezahlt hat. 

Himmels (qualifiziert elektronisch signiert) 

Rechtsanwalt 

 

NIEDERWALL 13 

3362 BIELEFELD 

TEL.: 0521 – 74352  

Amtsgericht Bielefeld 

E I N G E G A N G E N 

2 6 .  03   .  …. 
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Dein Repetitorium 
 

 

 

 

Rechtsanwalt Barcher   Willy-Brandt-Platz 25   33602 Bielefeld 

per beA 

An das 

Amtsgericht Bielefeld 

33602 Bielefeld          Bielefeld, den 07.04. ….  
 FB/un 85/…. 

 

In Sachen 

Mayer gegen Schulze und LVM – 4 C 131/…. – 

erwidere ich für die Klägerin wie folgt: 

Es spielt für die rechtliche Beurteilung überhaupt keine Rolle, dass die Klägerin zunächst auf der 
linken Spur fuhr. Entscheidend ist alleine, dass die Beklagte zu 1) auf der rechten Spur auffuhr. Zu 
dieser Zeit war der Spurwechsel bereits vollständig abgeschlossen und die Klägerin befand sich 
wieder seit mindestens 20 Metern in Geradeausfahrt. Sie hat die Spur zuvor völlig gefahrlos ge-
wechselt und ist nicht in eine zu kleine Lücke „gesprungen“. Auch hat sie ihre Geschwindigkeit 
nicht verringert. Beim Beginn des Spurwechsels befand sie sich gut eine Fahrzeuglänge vor dem 
PKW der Beklagten zu 1). Der Abstand zwischen dem PKW der Beklagten zu 1) und dem voraus-
fahrenden PKW betrug mindestens 15 Meter. Der ordnungsgemäße Spurwechsel der Klägerin 
hatte somit mit dem Auffahren der Beklagten überhaupt nichts zu tun. 

Beweis:  1. Zeugnis des bereits benannten Zeugen Mayer 

             2. Einholung eines Sachverständigengutachtens 

Ein Unfallsachverständiger wird anhand der vorhandenen Fotos der beschädigten Fahrzeuge die 
klägerische Unfalldarstellung bestätigen. 

Die dreitägige Reparaturdauer war wegen der Lackierarbeiten an dem reparierten Fahrzeug er-
forderlich. Am ersten Reparaturtag erfolgte der Ausbau der beschädigten Teile und die Bestel-
lung der Ersatzteile, am zweiten Tag die Reparatur einschl. der Lackierung, die über Nacht trock-
nen musste. Daher konnte die Klägerin den reparierten PKW erst am dritten Tag wieder aus der 
Werkstatt abholen. 

Beweis: Zeugnis des Werkstattleiters Heinz Meise, Detmolder Weg 4, 33609 Bielefeld 

Die drei Rechnungen hat die Klägerin jeweils per Überweisung von ihrem Volksbankkonto be-
zahlt.  

Beweis: Vorlage von Kontoauszügen 

Barcher (qualifiziert elektronisch signiert)  

Aufgabe: Entwerfen Sie einen Sachbericht (ohne Beweisantritte). Gehen Sie davon aus, dass kein 
weiterer Schriftsatzvortrag erfolgt. 

Franz Barcher 
Rechtsanwalt 

Fachanwalt für  

Versicherungsrecht 

 

Willy-Brandt-Platz 25  

33602 Bielefeld  

Tel. 0521 41616-0 

info@anwalt-barcher.de 

AMTSGERICHT BIELEFELD 

E I N G E G A N G E N 

08  .  0 4  .  …. 

 

BB  
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Dein Repetitorium Beispiele zur Tenorierung:  
Der Tenor lautet:  

Akte 1: 

Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 6.000 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten 
über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 01.09. zu zahlen. 
Der Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits. 
Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betra-
ges vorläufig vollstreckbar. 

Die Höhe der Zinsen ergibt sich aus §§ 291 S. 1 u. 2, 288 Abs. 1 S. 2 BGB. Da bei der Berech-
nung der Prozesszinsen § 187 Abs. 1 BGB analog angewandt wird, ist der Tag der Zustellung 
(vgl. §§ 261 Abs. 1, 253 Abs. 1 BGB) nicht mitzurechnen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1 ZPO.  

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 709 S. 1 u. 2 ZPO. 

 
Akte 2:  

Die Klage wird abgewiesen. 
Der Kläger trägt die Kosten des Rechtsstreits. 
Das Urteil ist (wegen der Kosten) vorläufig vollstreckbar. Der Kläger darf die Vollstreckung durch 
Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrages abwen-
den, wenn nicht der Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des jeweils zu 
vollstreckenden Betrages leistet. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1 ZPO. 

Der klarstellende Hinweis, dass nur „wegen der Kosten“ vollstreckt werden kann, ist entbehr-
lich. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf §§ 708 Nr. 11, 2. Var.; 711 S. 1 
u. 2; 709 S. 2 ZPO. Der Beklagte kann bei einem Streitwert von 6.000 € bei einer 1,3 Verfahrens-
gebühr (Nr. 3100 VV), einer 1,2 Terminsgebühr (Nr. 3104 VV), einer Kostenpauschale i.H.v. 20 € 
(Nr. 7002 VV) und einer Umsatzsteuer von 19 % (Nr. 7008 VV) insgesamt 1.184,05 € vollstrecken. 

 
Akte 3: 

Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 4.000 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten 
über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 01.09. zu zahlen. Im Übrigen wird die Klage abgewie-
sen. 
Die Kosten des Rechtsstreits trägt der Kläger zu1/3 und der Beklagte zu 2/3. 
Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar, für den Kläger jedoch nur gegen Sicherheitsleistung in Höhe 
von 110 % des zu vollstreckenden Betrages. Der Kläger darf die Vollstreckung des Beklagten 
durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110% des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrages 
abwenden, wenn nicht der Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des je-
weils zu vollstreckenden Betrages leistet. 

Da der Tenor den Antrag vollständig erledigen muss, ist die Klage im Übrigen abzuweisen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 92 Abs. 1 S. 1, Var. 2 ZPO. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht für den Kläger auf § 709 S. 1 u. 2 
ZPO, für den Beklagten hingegen – da er nur 1/3 seiner außergerichtlichen Kosten vollstrecken 
kann – auf §§ 708 Nr. 11, 2. Var.; 711 S. 1 u. 2; 709 S. 2 ZPO. 

 

Urteil 
§ 

Urteil 
§ 

Urteil 
§ 

6, 7 
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Dein Repetitorium 
Akte 4: 

Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 3.000 € zu zahlen. 

Die Kosten des Rechtsstreits trägt der Beklagte. 

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betra-
ges vorläufig vollstreckbar. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1 ZPO. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 709 S. 1 u. 2 ZPO. 

 

Akte 5 (Baumbach'sche Kostenformel): 

I. Hauptsache: 

Bei der Formulierung des Tenors zur Hauptsache ist zu beachten, dass der Kläger – obwohl 
ihm der eingeklagte Betrag gegen B1 voll zugesprochen wurde – nicht als bloßer „Sieger“ 
angesehen werden kann, da er die Klage gegen B2 verloren hat. Deshalb ist die Klage im  
Übrigen abzuweisen. 

Der Beklagte zu 1) wird verurteilt, an den Kläger 6.000 € zu zahlen.  
Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

II. Kosten: 

1. Bei der Kostenentscheidung ist zu beachten, dass der Fall, dass nur einzelne Streitgenos-
sen unterliegen, in § 100 ZPO nicht geregelt ist. Insoweit werden die §§ 91, 92 ZPO mit 
folgender Maßnahme angewandt (sog. „Baumbach'sche Kostenformel“): 

Die gesamtschuldnerisch verklagten B1 und B2 sehen sich jeweils einem Angriff des K in Hö-
he von 6.000 € ausgesetzt. Nur in diesen Verhältnissen (K–B1 und K–B2) werden die Kosten 
des Rechtsstreits verteilt. Eine Kostenerstattung zwischen den Streitgenossen findet nicht 
statt. 

2. Um die Verlustquote des Klägers in das Verhältnis zu den einzelnen Angriffen zu setzen, muss 
ein „fiktiver Streitwert“ durch Addition der Einzelangriffe gebildet werden. Er beträgt dem-
nach vorliegend 2 x 6.000 € = 12.000 €, obwohl der tatsächliche Gebührenstreitwert selbstver-
ständlich nur 6.000 € beträgt. 

3. Bei der Berechnung der Gewinn- und Verlustquoten der Parteien sind die gerichtli-
chen und außergerichtlichen Kosten zu trennen.  

Im Verhältnis zu B2 hat die Klage keinen Erfolg; insoweit muss K die Kosten vollständig tragen 
und insbesondere die außergerichtlichen Kosten des B2 erstatten. Da in diesem Verhältnis 
aber auch die (gedachte) Hälfte der Gerichtskosten und die (ebenfalls gedachte) Hälfte der 
eigenen außergerichtlichen Kosten des K entstanden sind, muss K auch diese Kosten tragen. 

Im Verhältnis zu B1 hat die Klage Erfolg. Da B1 vollständig unterliegt, muss er seine außerge-
richtlichen Kosten und außerdem die (gedachte andere) Hälfte der Gerichtskosten sowie der 
außergerichtlichen Kosten des K tragen. 

Der Ausspruch, dass im Übrigen jede Partei ihre außergerichtlichen Kosten selbst trägt, ist an 
sich entbehrlich, da er keinen vollstreckungsfähigen Inhalt hat. Er ist gleichwohl in der Praxis 
aus Klarstellungsgründen gebräuchlich. 

Die Gerichtskosten tragen der Kläger und der Beklagte zu 1) je zur Hälfte. Von den außergericht-
lichen Kosten des Klägers trägt der Beklagte zu 1) die Hälfte, die außergerichtlichen Kosten des 
Beklagten zu 2) trägt der Kläger; im Übrigen trägt jeder seine außergerichtlichen Kosten selbst. 

Urteil 
§ 

Urteil 
§ 

Urteil 
§ 
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Dein Repetitorium III. Vorläufige Vollstreckbarkeit: 

1. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht für K auf § 709 S. 1 u. 2 
ZPO, da er in der Hauptsache mehr als 1.250 € vollstrecken kann (vgl. § 708 Nr. 11, 1. Var. 
ZPO).  

2. Für B2 beruht sie auf §§ 708 Nr. 11, 2. Var.; 711 S. 1 u. 2 ZPO, da er lediglich seine außer-
gerichtlichen Kosten vollstrecken kann und diese bei einem Streitwert von 6.000 € unter 
1.500 € liegen (vgl. § 708 Nr. 11, 2. Var. ZPO): 

B2 kann bei einem Streitwert von 6.000 € bei einer 1,3 Verfahrensgebühr (Nr. 3100 VV), einer 
1,2 Terminsgebühr (Nr. 3104 VV), einer Kostenpauschale i.H.v. 20 € (Nr. 7002 VV) und einer USt 
von 19 % (Nr. 7008 VV) insgesamt 1.184,05 € vollstrecken.  

3. B1 unterliegt vollständig und darf daher nichts vollstrecken. 

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar, für den Kläger jedoch nur gegen Sicherheitsleistung in Höhe 
von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages. Der Kläger darf die Vollstreckung gegen  
Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des auf Grund des Urteils vollstreckbaren Betrages abwen-
den, wenn nicht der Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des jeweils zu 
vollstreckenden Betrages leistet. 

 

Fall 1: Unfallbericht 

Sachbericht: 

Die Parteien streiten um einen Schadensersatzanspruch aus einem Verkehrsunfall.1 

Die Klägerin ist Eigentümerin und Halterin des PKW VW Golf mit dem amtlichen Kennzeichen 
BI – AM 34. Sie befuhr am 03.01. um 13.30 h innerorts in Bielefeld die zweispurige Eckendor-
fer Str. stadtauswärts auf der linken Fahrspur mit einer Geschwindigkeit von etwa 50 km/h. 
Nachdem sie die Spur gewechselt hatte, fuhr ihr in Höhe von McDonalds, die von der Kläge-
rin zuvor überholte Beklagte zu 1) auf der rechten Spur mit ihrem bei der Beklagten zu 2) kfz-
haftpflichtversicherten PKW mit dem Kennzeichen BI – GH 658 ins Heck. Bei der polizeilichen 
Unfallaufnahme räumte die Beklagte zu 1) ein, der Klägerin ins Heck gefahren zu sein.2 

Die nicht zum Vorsteuerabzug berechtigte Klägerin3 holte ein außergerichtliches Gutachten 
der DEKRA Bielefeld zu ihrem Unfallschaden ein, das 359,66 € brutto kostete. Sie ließ ihr ver-
unfalltes Fahrzeug bei der Fa. VW- Möller für 1.843,50 € brutto reparieren. Für drei Tage  
mietete sie sich bei der Fa. AVIS für 276,98 € brutto ein Ersatzfahrzeug. Das DEKRA-Gutachten 
ging von einer zweitägigen Reparaturdauer aus.4 

Die Klägerin behauptet,5 sie habe die Spur von links nach rechts gefahrlos in eine Lücke von 
mindestens 15 Metern zwischen dem PKW der Beklagten zu 1) und dem vorausfahrenden 
Fahrzeug ohne Geschwindigkeitsverringerung gewechselt. Bei der Kollision habe sie sich 
bereits mindestens 20 Meter in Geradeausfahrt auf der rechten Spur befunden. Die Klägerin 

 
1  Ein Einleitungssatz ist fakultativ.  
2  Insoweit ist der Unfallhergang unstreitig. Es spielt keine Rolle, dass die Beklagten im Einleitungssatz 

der Klageerwiderung jeglichen nicht ausdrücklich zugestandenen Sachvortrag der Klägerin bestrit-
ten haben. Ein pauschales Bestreiten genügt nicht den Anforderungen des § 138 Abs. 1, 2 ZPO und 
ist prozessual unbeachtlich.  

3   Wichtige Tatsacheninformation, da bei Vorsteuerabzugsberechtigung entgegen § 249 Abs. 2 S. 2 
BGB die USt nicht ersetzt wird, weil diese Position durch das Steuerrecht neutralisiert wird und des-
wegen kein Schaden besteht.  

4  Der Sachstand zur Schadenshöhe kann aufbaumäßig auch erst nach den Behauptungen der Kläge-
rin zum Umfallhergang geschildert werden. 

5  Es ist sauber zwischen den zwingend darzustellenden Behauptungen (streitigen Tatsachen) und 
den nur aus Verständlichkeitsgründen aufgenommenen Rechtsansichten zu unterscheiden. Streiti-
ger Tatsachenvortrag ist mit „behauptet“ einzuleiten, Rechtsansichten mit, „ist der Ansicht“. Zu 
vermeiden ist der unbestimmte Begriff „trägt vor“.  

Urteil 
§ 
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Dein Repetitorium 
ist der Ansicht, den Unfall habe alleine die Beklagte zu 1) zu verantworten. Der Beweis des 
ersten Anscheins spreche gegen die Beklagte zu 1). 

Außerdem behauptet die Klägerin, die dreitätige Reparatur ihres Fahrzeuges sei erforderlich 
gewesen, da die am zweiten Reparaturtag erfolgte Lackierung noch über Nacht habe trock-
nen müssen.6 Die drei Rechnungen über insgesamt 2.480,14 € für die Fahrzeugreparatur, den 
Mietwagen und das Schadensgutachten habe sie bereits von ihrem Volksbankkonto über-
wiesen. 

Die Beklagte zu 2 lehnte am 01.03. jegliche außergerichtliche Schadensregulierung ab.7 

Unter Einbeziehung einer Kostenpauschale i.H.v. 30,00 € für Telefon, Porto etc. beantragt die 
Klägerin, 

die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurteilen, an die Klägerin 2.510,14 € nebst 
Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 02.03. zu zahlen. 

Die Beklagten beantragen, 

die Klage abzuweisen. 

Sie behaupten,8 die Klägerin habe plötzlich ihren PKW von der linken auf die rechte Fahrspur 
herübergezogen, obwohl der Abstand zwischen dem Fahrzeug der Beklagten zu 1) und dem 
vorausfahrenden PKW allenfalls sieben Meter betragen habe. Beim Spurwechsel habe die 
Klägerin ihre Geschwindigkeit verringert. Die Beklagte zu 1) habe eine Kollision nicht abwen-
den können. Die Beklagten sind der Ansicht, die Klägerin sei wegen ihres Spurwechselfehlers 
allein für den Unfall verantwortlich. Sie bestreiten die von der Klägerin behauptete Rech-
nungsbegleichung mit Nichtwissen.9 

6  Der 3-tägige Werkstattaufenthalt des Fahrzeuges der Klägerin als solcher ist unstreitig, umstritten ist 
nur die rechtliche Erforderlichkeit dieses Zeitraumes. Diese hat die Klägerin unter Nennung der Grün-
de der Überschreitung der vom Schadensgutachter veranschlagten Reparaturdauer darzutun, da sie 
die Darlegungs- und Beweislast für die Erstattungsfähigkeit der (tatsächlichen) Reparaturzeit trägt. 

7  Auch wenn diese Tatsache unstreitig ist, sollte sie erst nach den Behauptungen der Klägerin zur 
Schadenshöhe mitgeteilt werden, da sie nur die Nebenforderung (Verzugszinsen) betrifft. 

8  Bei den Behauptungen der Beklagten zum Unfallhergang handelt es sich nicht nur um ein substan-
tiiertes Bestreiten der von der Klägerin zu beweisenden klägerischen Unfalldarstellung, sondern zu-
gleich um eigene Behauptungen, für die die Beklagten die Beweislast tragen. Da in die Haftungs-
abwägung nach § 17 Abs. 1, 2 StVG nur feststehende, d.h. unstreitige und bewiesene Tatsachen ein-
fließen, ist die konkrete Darlegungs- und Beweislastverteilung für die Haftungsquote bei Verkehrs-
unfällen oft von entscheidender Bedeutung. 

9  Da ein Bestreiten mit Nichtwissen nur unter den Voraussetzungen des § 138 Abs. 4 ZPO zulässig ist, 
sollten im Sachbericht/Tatbestand die mit Nichtwissen bestrittenen Tastsachen kenntlich gemacht 
werden, um im Rechtsgutachten die prozessuale Beachtlichkeit dieser Bestreitensform gesondert zu 
prüfen. 
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Dein Repetitorium 

 
 

Die Kostenentscheidung im Zivilurteil 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

1. Die Kostenentscheidung erfolgt erst, wenn eine endgültige Entscheidung über sämt-
liche Kosten des Rechtsstreits ergehen kann.  
Deshalb keine Kostenentscheidung bei: 
Teilurteilen (§ 301 ZPO); Grundurteilen (§ 304 ZPO); Zwischenurteilen (§§ 303, 280 
ZPO); ggf. klarstellend: „Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlussurteil vorbehalten.“ 

2. Es ist eine einheitliche Kostenentscheidung über alle Kosten des Rechtsstreits zu  
treffen. 
a) Deshalb unzulässig, Tenorierung nach Verfahrensabschnitten oder Teilen des 

Rechtsstreits: 
 „Der Kläger trägt die Kosten der Klage, der Beklagte die der Widerklage.“ 
 „Der Kläger trägt die Kosten des Hauptantrages, der Beklagte die des Hilfsantrages.“ 
 „Die Kosten bis zur Klageermäßigung trägt ..., die übrigen Kosten einschließlich der 

der Beweisaufnahme trägt ...“ 
  Begründung: 

– Pauschgebühren in RVG und GKG (System des einmaligen Gebührenanfalls) 
– Gebührendegression in RVG und GKG 

b) Ausnahme: Kostentrennung, wenn und soweit im Gesetz ausdrücklich vorgese-
hen, z.B.: 
 § 344 ZPO: „Die Kosten des Rechtsstreits trägt der Kläger, mit Ausnahme der  

Kosten der Säumnis im Termin vom ... Diese trägt der Beklagte.“ 
 §§ 94–97 ZPO 

1. Erfolgt erst im Kostenfestsetzungsverfahren, §§ 103 ff. ZPO  

2. Voraussetzungen:  

a) Kostengrundentscheidung in einem vollstreckbaren Titel (§ 103 Abs. 1 ZPO) 
b) Antrag der erstattungsberechtigten Partei (ggf. beide, vgl. § 106 ZPO) beim  

Gericht des ersten Rechtszuges 
c) Funktionelle Zuständigkeit des Rechtspflegers gem. § 21 Nr. 1 RPflG 

I. Kostengrundentscheidung des Gerichts (§§ 91 ff. ZPO) 

 Nur Grundentscheidung bzgl. der Kostentragungspflicht (bzw. Quote)  

„Die Kosten des Rechtsstreits trägt ...“ 

II. Kostenfestsetzungsbeschluss des Rechtspflegers 
 Konkrete Berechnung bzgl. der Höhe 

  Vollstreckungstitel gem. § 794 Abs. 1 Nr. 2 ZPO 
  Tenor: „Aufgrund des Urteils des ... vom ... sind von dem (Kläger/Beklagten) an Kos-

ten ... nebst ... % Zinsen seit dem ... (Eingang des Kostenfestsetzungsantrags, vgl. 
§ 104 Abs. 1 S. 2 ZPO) an den (Beklagten/Kläger) zu erstatten.“ 
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Dein Repetitorium 

 

Bemessung und Arten der Kosten des Zivilrechtsstreits 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zuständigkeitsstreitwert 
Zweck: 
Abgrenzung der sachlichen 
Zuständigkeit von AG und 
LG (§§ 23, 71 GVG) 
 
 
Regelungen: 
§§ 1–9 ZPO 

Gebührenstreitwert 
Zweck: 
Ermittlung der Gebühren 
des Gerichts und Anwalts 
(über §§ 23 Abs. 1 RVG, 
dort: Gegenstandswert) 
 
Regelungen: 
primär: §§ 39 ff., 48 ff. GKG 
subsidiär: §§ 1–9 ZPO (§ 48 
Abs. 1 S. 1, 1. Teil GKG) 

Rechtsmittelstreitwert 
Zweck: 
Interesse des Rechtsmittel-
führers an einer Abände-
rung der Entscheidung  
(z.B. § 511 Abs. 2 Nr. 1 ZPO  
erreicht?) 
 
Regelungen: 
§§ 2–9 ZPO 

Gerichtskosten 
(§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 1) GKG Außergerichtliche Kosten 

Gebühren 

abhängig vom  
Gebührenstreitwert 
(vgl. oben) 
§§ 12, 34, 39 ff. GKG, 
ggf. §§ 1 ff. ZPO 
i.V.m. Anlage 1 GKG 
i.d.R. Nr. 1210 KV):  
3-fache Gebühr  

Auslagen 

für Zeugen, Sach-
verständige, Zu-
stellkosten etc. 
§ 3 Abs. 2 GKG 
i.V.m. Nr. 9000 ff. 
des Kostenver-
zeichnisses (KV), 
Anlage 1 zum GKG 

Tipp: 
Der Anhang Gebührentabelle im Habersack  
wirft für den in Betracht kommenden Gebühren-
streitwert jeweils aus: 
 die einfache Gerichtsgebühr (Spalte 4) und 
 die volle (einfache) Anwaltsgebühr (Spalte 2) 

Anwaltskosten 

gesetzliche Gebühren (vgl. 
§ 91 Abs. 2, 1. Halbs. ZPO) 
abhängig vom Gebührenstreit-
wert (vgl. oben); i.d.R. 2,5 Gebüh-
ren (Nr. 3100 + 3104 VV [RVG]): 
 Verfahrensgebühr:   1,3 
 Termingebühr:          1,2 
  

Parteikosten 

(§ 91 Abs. 1  
S. 2 ZPO) 

      weitere Anwaltskosten 

Auslagen  
(Nr. 7000 ff. VV [RVG]) 
insbes. 
 pauschal Nr. 7002 VV-RVG 
 Umsatzsteuer auf Gebüh-

ren und Auslagen 

Kostenbemessung teilweise abhängig vom Gebührenstreitwert 
Abgrenzung: 

Arten der Kosten 
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Dein Repetitorium 

 

  Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 Nicht rechtskräftige Urteile sind nur vollstreckbar, wenn für vorläufig vollstreckbar  
erklärt, § 704 Abs. 1 ZPO 

 gilt nicht für Titel i.S.v. § 794 ZPO! 
 Tenor:    „Das Urteil ist ... vorläufig vollstreckbar“ 

 In der Hauptsache, wenn und soweit 
vollstreckbar 

 Nicht: 
 Klageabweisende Urteile 
 Feststellungsurteile 
 Gestaltungsurteile („Die ... Gesell-

schaft … wird  zum… aufgelöst“.) 

 In jedem Fall Kostenentscheidung 
 Deshalb: 

 §§ 708 ff. ZPO regelmäßig für bei-
de Parteien getrennt zu prüfen.  

 Ausn.:  
Vollständiges Obsiegen/Unter-
liegen des Klägers, dann i.d.R. nur 
ein Kostenschuldner 

II. Sicherheitsleistung? 

1.  Falls ein Fall des § 708 ZPO vorliegt: ohne Sicherheitsleistung 

 Tenor:    „Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.“ 
 Falls ein Fall des § 708 Nr. 4–11 ZPO vorliegt: 

 Grds. zusätzlich Abwendungsbefugnis des Vollstreckungsschuldners mit dem 
Wortlaut des § 711 ZPO 

 Tenor:   „Der Beklagte (also der Vollstreckungsschuldner) darf die Vollstreckung durch  
Sicherheitsleistung oder Hinterlegung i.H.v.  110 % des aufgrund des Urteils vollstreckbaren  
Betrages... abwenden, wenn nicht der Kläger (also der Vollstreckungsgläubiger) vor der Vollstre-
ckung Sicherheit in Höhe von 110 % des zu vollstreckenden Betrages leistet. 

 Ausn.: § 713 ZPO 

 § 709 S. 1 ZPO: Vorläufige Vollstreckbarkeit nur gegen Sicherheitsleistung 
 Tenor:   „Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Für den Kläger gegen Sicherheitsleistung i.H.v. 

(z.B. 110 % des jeweils von ihm zu vollstreckenden Betrages, vgl. § 709 S. 2 ZPO) ...,  
für den Beklagten gegen Sicherheitsleistung i.H.v. ...(wenn beide vollstrecken können)“ 

 Sinn und Zweck der Sicherheitsleistung: 
Sicherung des Schadensersatzanspruches aus § 717 Abs. 2 ZPO 

3. Ggf. Vollstreckungsschutzanträge von Gläubiger/Schuldner gem. § 714 ZPO 

I. Erklärung der vorläufigen Vollstreckbarkeit  

2. Falls kein Fall des § 708 ZPO vorliegt: mit Sicherheitsleistung 
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Fachkenntnissen Schlussfolgerungen aus einem Sachverhalt zu ziehen oder dem Ge-
richt allgemeine Erfahrungssätze oder besondere Fachkenntnisse zu vermitteln.51

Dies bleibt der Beweisführung durch Sachverständige vorbehalten. Die Unterschei-
dung des Zeugen- und des Sachverständigenbeweises ist insbesondere bei sachver-
ständigen Zeugen (§ 414 ZPO) relevant. Die Vernehmungsperson ist in diesem Fall
Zeuge (und nicht Sachverständiger). Es finden damit die für den Zeugenbeweis gel-
tenden Vorschriften der §§ 373 ff. ZPO Anwendung, selbst wenn die Wahrnehmung
der Vernehmungsperson besondere Sachkunde voraussetzt.52 

(a) Zeugnisfähigkeit einer Person

46 Zeuge kann nicht sein, wer im konkreten Prozess gemäß §§ 445 ff. ZPO als Partei zu
vernehmen ist.53 Auf einige Besonderheiten ist insoweit hinzuweisen:

n Prozessfähige Parteien können grundsätzlich keine Zeugen sein. Da für die Be-
wertung der Zeugnisfähigkeit allerdings der Zeitpunkt der Vernehmung maß-
geblich ist, können frühere (zwischenzeitlich aus dem Rechtsstreit ausgeschie-
dene) Parteien als Zeuge vernommen werden.54 

n Aufgrund ihrer Stellung als Partei können auch notwendige Streitgenossen
keine Zeugen sein. 

n Einfache Streitgenossen können üblicherweise ebenfalls keine Zeugen sein, je-
doch trotz ihrer Parteistellung als Zeugen über solche Tatsachen vernommen wer-
den, die ausschließlich andere Streitgenossen betreffen.55 

n Ein Minderjähriger kann bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres auch trotz einer
eigenen Parteistellung als Zeuge vernommen werden (Umkehrschluss aus § 455
Abs. 2 S. 1 ZPO); erst danach kommt nach dem Ermessen des Gerichts eine Verneh-
mung des Minderjährigen als Partei in Betracht. 

n Gesetzliche Vertreter prozessunfähiger Parteien können im Prozess demge-
genüber grundsätzlich nicht als Zeugen, sondern lediglich nach den Grundsätzen
der Parteivernehmung vernommen werden (§ 455 Abs. 1 ZPO). Kann eine pro-
zessunfähige natürliche Partei hingegen nach Maßgabe des § 455 Abs. 2 ZPO
als Partei vernommen werden, erlangen ihre gesetzlichen Vertreter insoweit aus-
nahmsweise Zeugnisfähigkeit.56 

Bei fehlender Zeugnisfähigkeit kommt hiernach einzig die – als Beweismittel struktu-
rell schwache – Parteivernehmung gemäß §§ 445 ff. ZPO in Betracht. Die Parteiver-
nehmung ist gegenüber anderen Beweismitteln subsidiär (vgl. § 445 Abs. 1 ZPO) und
kann darüber hinaus an der fehlenden Zustimmung des Prozessgegners (§ 447 ZPO)
oder an dem fehlenden „Anbeweis“ der jeweiligen Beweistatsache sowie der Aus-
übung richterlichen Ermessens (§ 448 ZPO) scheitern.57 Diese beweisrechtliche Hür-
de gilt es nicht nur bei Mandatsverhältnissen mit prozessunfähigen natürliche Per-
sonen,58 sondern auch und vor allem bei Mandatsverhältnissen mit juristischen
Personen des Privatrechts59 oder rechtsfähigen Personengesellschaften60 zu
bedenken. 

51 BGH RÜ 2013, 757; Thomas/Putzo/Seiler Vorbem. § 373 Rn. 1.

52 Thomas/Putzo/Seiler § 414 Rn. 1.

53 Thomas/Putzo/Seiler Vorbem. § 373 Rn. 6.

54 Thomas/Putzo/Seiler Vorbem. § 373 Rn. 8.

55 BGH NJW 1983, 2508.

56 Thomas/Putzo/Seiler Vorbem. § 373 Rn. 6.

57 Vgl. zur Parteivernehmung unten Rn. 62–69.

58 Thomas/Putzo/Hüßtege § 51 Rn. 5.

59 Thomas/Putzo/Hüßtege § 51 Rn. 6.

60 Thomas/Putzo/Hüßtege § 51 Rn. 6a.
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(b) Beweisantritt

Der Beweisantritt erfolgt beim Zeugenbeweis durch Benennung der Zeugen und
Bezeichnung der Tatsache, über welche die Vernehmung der Zeugen stattfinden
soll (§ 373 ZPO). Ein ordnungsgemäßer Beweisantritt setzt weiter die Mitteilung der
ladungsfähigen Anschrift des Zeugen voraus. 

47Wenn die ladungsfähige Anschrift eines Zeugen nicht bekannt ist, sollte der Zeu-
ge vorerst ohne Angabe einer ladungsfähigen Anschrift namentlich als Beweismittel
benannt werden. 

48Wenn die Identität eines Zeugen nicht bekannt ist, der Zeuge jedoch aus den mög-
lichen Angaben zur Person hinreichend individualisierbar wird oder Aussicht darauf
besteht, dass eine Identifizierung des Zeugen infolge weiterer Ermittlungen zu einem
späteren Zeitpunkt möglich sein wird, kann (vorerst) Beweis durch Zeugnis N.N.61 an-
geboten werden. 

Zwar reicht die Berufung auf das „Zeugnis N.N.“ als Beweisantritt gemäß § 373 ZPO
mangels Bestimmtheit grundsätzlich nicht aus.62 Ausnahmsweise ist ein derartiges
Beweisangebot jedoch zu berücksichtigen, wenn die Person des Zeugen – etwa
durch Hinweis auf seine konkrete betriebliche Funktion – hinreichend individualisier-
bar ist,63 wobei die pauschale Benennung eines „instruierten Mitarbeiters“ oder ei-
nes „zuständigen Mitarbeiters“ die gebotene Individualisierung vermissen lässt.64 

Beachte: Ist die Mandantin etwa eine GmbH und würde sich die Vernehmung des
aktuellen Geschäftsführers erwartungsgemäß günstig auf den Prozessverlauf aus-
wirken, kommt grundsätzlich nur die Vernehmung des Geschäftsführers als Partei
in Betracht (§ 455 Abs. 1 ZPO). Die Mandantin ist allerdings darauf hinzuweisen,
dass eine kurzfristige Abberufung des amtierenden Geschäftsführers als Ver-
tretungsorgan prozesstaktisch ratsam sein kann, um ihm hierdurch eine Zeu-
genstellung im Prozess zu verschaffen. 

Formulierungsbeispiel: Beweisantritt bei Zeugenbeweis 

Als der Kläger mit seinem Kfz auf die Unfallkreuzung einfuhr, zeigte die für ihn geltende
Lichtzeichenanlage „grün“. 

Beweis: Zeugnis der Frau Anna Meier, Deichstraße 34, 20459 Hamburg

Formulierungsbeispiel: Beweisantritt bei Zeugenbeweis und unbekannter An-
schrift

Beweis: Zeugnis der Frau Anna Meier, deren ladungsfähige Anschrift nachgereicht
wird

61 Nomen nominandum (= noch zu benennender Name).

Formulierungsbeispiel: Beweisantritt bei Zeugenbeweis und unbekannter Iden-
tität

Beweis: Zeugnis N.N.

62 BGH NJW 1983, 1905.

63 BGH NJW 1998, 2368.

64 BGH NZI 2015, 191; BFH, Beschl. v. 29.06.2010 – III B 168/09, BeckRS 2010, 25016400.
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(1) Gesetzliche Prozessstandschaft

87Die gesetzliche Prozessstandschaft beruht unmittelbar auf dem Gesetz. Examens-
relevante Beispiele sind die Veräußerung oder Abtretung der Streitsache nach
Rechtshängigkeit (§ 265 Abs. 2 S. 1 ZPO), der Aktiv- oder Passivprozess des Insol-
venzverwalters als „Partei kraft Amtes“ nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens
(§ 80 Abs. 1 InsO), die Revokationsbefugnis des Ehegatten (§ 1368 BGB), die Ein-
zelklage eines Miterben (§ 2039 S. 1 BGB) sowie die Gesellschafterklage „actio
pro socio“ im Gesellschaftsrecht (§ 715b BGB)127

Beachte: Als „actio pro socio“ wird die Geltendmachung eines Anspruchs aus dem
Gesellschaftsverhältnis durch einen Gesellschafter im eigenen Namen gegen
einen Mitgesellschafter auf Leistung an die Gesellschaft bezeichnet. Eine Befug-
nis der Gesellschafter, den Schuldner einer Gesellschaftsforderung im eigenen Na-
men auf Leistung an die Gesellschaft in Anspruch zu nehmen, besteht im Allge-
meinen hingegen nicht.128

(2) Gewillkürte Prozessstandschaft

88In den Fällen der gewillkürten Prozessstandschaft wird die Prozessführungsbefug-
nis durch den Rechteinhaber rechtsgeschäftlich auf den Prozessstandschafter über-
tragen. Zulässig ist die gewillkürte Prozessstandschaft unter den folgenden Bedin-
gungen:129

1. Ermächtigung durch den Rechteinhaber zur Prozessführung des Prozessstand-
schafters im eigenen Namen, § 185 Abs. 1 BGB analog130

2. Offenlegung oder Offenkundigkeit der Ermächtigung in der Tatsacheninstanz131

3. „Überlassbarkeit“ der Rechtsposition an Dritte zur prozessualen Geltend-
machung132

4. Eigenes Interesse des Prozessstandschafters an der Prozessführung133

5. Keine unzumutbare Benachteiligung des Prozessgegners134

89Eine klassische Erscheinungsform der zulässigen gewillkürten Prozessstandschaft
bilden die Zessionsfälle, in denen trotz Abtretung der Forderung an den Zessionar
der Zedent aufgrund einer Ermächtigung zur Prozessführung analog § 185 Abs. 1
BGB Klage gegen den Schuldner erhebt.135

Beispiel: Der Zedent K klagt in offengelegter gewillkürter Prozessstandschaft eine Darlehensrück-
zahlungsforderung gemäß § 488 Abs. 1 S. 2 BGB in Höhe von 10.000 € gegen den B ein. Die Forde-
rung war von K nach ihrer Entstehung an den Zessionar D verkauft und abgetreten worden. D er-
mächtigte den K daraufhin, die Forderung im eigenen Namen gegen B einzuklagen. Der Anspruch

127 Vgl. zur gesetzlichen Prozessstandschaft AS-Skript Die zivilgerichtliche Assessorklausur (2023), Rn. 452–462, sowie
AS-Skript Materielles Zivilrecht in der Assessorklausur (2023) zum revokatorischen Antragsrecht eines Ehegatten,
Rn. 459, und zur actio pro socio (allerdings noch vor Inkrafttreten des MoPeG am 01.01.2024), Rn. 541.

128 BGH RÜ2 2022, 105.

129 Vgl. hierzu AS-Skript Die zivilgerichtliche Assessorklausur (2023), Rn. 463–468.

Voraussetzungen der gewillkürten Prozessstandschaft

130 BGH RÜ2 2017, 51; Thomas/Putzo/Hüßtege § 51 Rn. 31, 33.

131 BGH NJW-RR 2021, 667; Thomas/Putzo/Hüßtege § 51 Rn. 31.

132 BGH RÜ2 2017, 51; Thomas/Putzo/Hüßtege § 51 Rn. 36.

133 Thomas/Putzo/Hüßtege § 51 Rn. 34 ff.

134 BGH NJW 1986, 850; Thomas/Putzo/Hüßtege § 51 Rn. 34 ff.

135 Weitere Beispiele finden sich bei Thomas/Putzo/Hüßtege § 51 ZPO Rn. 31 ff.
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aus § 488 Abs. 1 S. 2 BGB kann mangels Höchstpersönlichkeit Dritten zur Einziehung überlassen
werden. Das Eigeninteresse des K an der Prozessführung ergibt sich daraus, dass er gegenüber
dem Käufer der Forderung D für das Bestehen – nicht notwendig die Einziehbarkeit – der Forderung
einzustehen hat. Die Klage des K führt auch zu keiner unangemessenen Benachteiligung des B,
da dieser sich K zuvor als Vertragspartner ausgesucht hatte. 

90 Sollte der Rechteinhaber den Mandanten zwar zur Prozessführung im Wege gewill-
kürter Prozessstandschaft ermächtigt, ihm jedoch keine materiell-rechtliche Ein-
ziehungsermächtigung analog § 185 Abs. 1 BGB erteilt haben, ist bei Vertretung des
Prozessstandschafters als Kläger darauf zu achten, dass auf Leistung an den Rechte-
inhaber geklagt wird. Anderenfalls ist die Klage zwar zulässig, wegen fehlender Ak-
tivlegitimation des Mandanten jedoch unbegründet.

c) Beteiligung Dritter am Rechtsstreit

91 Im Rahmen der Zweckmäßigkeitserwägungen ist weiter zu erörtern, wer auf Kläger-
und wer auf Beklagtenseite Partei des Rechtsstreits werden soll. Auch ist zu über-
legen, ob und auf welche Weise Dritte von dem anstehenden Rechtsstreit in
Kenntnis zu setzen sind. Kommt nach der Aufgabenstellung allein der Mandant als
Kläger und eine andere Person als Beklagter in Betracht, erübrigen sich weitere Aus-
führungen. Kommen hingegen mehrere Personen als Kläger und/oder als Beklagte in
Betracht, können Ausführungen zur Streitgenossenschaft (§§ 59 ff. ZPO) sowie ggf.
zur Streitverkündung (§§ 72 ff. ZPO) geboten sein.

Prozess-
standschafter

Rechteinhaber

Klage

Auszahlung

Darlehensvertrag,
§ 488 BGB

5

1

2

€

Ermächtigung,
§ 185 Abs. 1 BGB 

analog Abtretung,
§ 398 S. 1 BGB

4

3

Anspruch aus
§ 488 Abs. 1 S. 2 BGB
i.V.m. § 398 S. 2 BGB

Gewillkürte Prozessstandschaft in Zessionsfällen

D

K B

Formulierungsbeispiel: Klageantrag des Prozessstandschafters auf Leistung an
den Rechteinhaber

Namens und in Vollmacht des Klägers werde ich beantragen,

den Beklagten zu verurteilen, an die Elise Alba Meier, Deichstraße 34, 20459
Hamburg, einen Betrag in Höhe von 10.000,00 € nebst Zinsen in Höhe von 5
Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem auf die Rechtshän-
gigkeit folgenden Tag zu zahlen.
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Eine sehr klausurrelevante Erscheinungsform des unbestimmten Klageantrags ist das
Schmerzensgeld (§ 253 Abs. 2 BGB). Sollte dem Mandanten nach dem materiell-
rechtlichen Gutachten ein Schmerzensgeld zustehen, so sind im Rahmen der Zweck-
mäßigkeitserwägungen die unterschiedlichen Möglichkeiten zur Formulierung des
Klageantrags darzustellen: 

aa) Bezifferter Schmerzensgeldantrag

116Zunächst lässt sich erwägen, einen bezifferten Schmerzensgeldantrag zu stellen. 

bb) Unbezifferter Schmerzensgeldantrag unter Angabe eines 
Mindestbetrags oder einer Größenordnung

117Weiter kommt auch in Betracht, einen unbezifferten Zahlungsantrag unter Angabe
eines Mindestbetrags im Klageantrag oder in der Klagebegründung zu stellen. 

Diese Variante ist bei einer Schmerzensgeldklage somit gegenüber der Möglichkeit
einer bezifferten Antragstellung stets vorzugswürdig. Die Umsetzung im Schriftsatz
kann dabei etwa wie folgt aussehen:

Vorteile des bezifferten Zahlungsantrags

n Das Gericht erhält eine klare Vorgabe für die Prüfung der eigenen sachlichen
Zuständigkeit (§ 1 ZPO i. V. m. §§ 23 Nr. 1, 71 Abs. 1 GVG) und der Rechtmäßigkeit
der beanspruchten Forderung.

n Im Falle einer (teilweisen) Abweisung der Klage bestehen keine Unsicherheiten
bei der Ermittlung einer die Berufung eröffnenden hinreichenden Beschwer
(§ 511 Abs. 2 Nr. 1 ZPO).

Nachteil des bezifferten Zahlungsantrags

Sollte das Gericht geneigt sein, dem Kläger zu seinen Gunsten ein höheres Schmer-
zensgeld als gefordert zusprechen zu wollen, ist es von Gesetzes wegen (§ 308 Abs. 1
ZPO) daran gehindert, über den Antrag des Klägers hinauszugehen („ne ultra
petita“).

Vorteile eines unbezifferten Zahlungsantrags unter Angabe eines Mindesbetrags

n Die Angabe des Mindestbetrags bringt zunächst sämtliche Vorteile eines be-
zifferten Zahlungsantrags mit sich. 

n Darüber hinaus ist das Gericht, was die Höhe der Schmerzensgeldforderung an-
belangt, jedoch nicht an den angegebenen Mindestbetrag gebunden, son-
dern kann dem Kläger ein (auch erheblich) höheres Schmerzensgeld zusprechen.

Formulierungsbeispiel: Unbezifferter Schmerzensgeldantrag unter Angabe ei-
nes Mindestbetrags im Klageantrag

Namens und in Vollmacht des Klägers werde ich beantragen,

1. den Beklagten zu verurteilen, an den Kläger ein angemessenes Schmerzens-
geld, dessen Höhe in das Ermessen des Gerichts gestellt wird, den Betrag von
10.000,00 € jedoch nicht unterschreiten sollte, nebst Zinsen in Höhe von
5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz auf den zuerkannten
Betrag seit dem auf die Rechtshängigkeit folgenden Tag zu zahlen.

2. […]



151

D. Das Angriffsmandat in der Zwangsvollstreckung 2. Abschnitt

n Einerseits ergeht die Entscheidung über die Vollstreckungserinnerung in der
Regel schneller und ist erheblich kostengünstiger als die Entscheidung über
die Drittwiderspruchsklage.470 

n Andererseits ist die Drittwiderspruchsklage rechtsschutzintensiver als die
Vollstreckungserinnerung. Während die Klage aus § 771 ZPO nämlich geeignet
ist, die Zwangsvollstreckung aus einem Vollstreckungstitel in einen konkreten
Gegenstand insgesamt zu unterbinden, wird über die Vollstreckungserinne-
rung allenfalls eine konkrete Vollstreckungsmaßnahme für unzulässig erklärt.
Ein erneuter Vollstreckungszugriff auf denselben Vollstreckungsgegenstand
bleibt bei der Vollstreckungserinnerung demnach möglich.

339Eine Verbindung der Drittwiderspruchsklage und der Vollstreckungserinnerung im Wege
objektiver Klagehäufung kommt dabei aus zweierlei Gründen nicht in Betracht: 

n Erstens entscheidet über die Erinnerung das Vollstreckungsgericht, während
sich bei der Drittwiderspruchsklage die sachliche Zuständigkeit des Gerichts
nach den allgemeinen Vorschriften richtet 

n Zweitens wird über die Erinnerung im Beschlusswege und über die Drittwider-
spruchklage im Urteilswege entschieden. 

5. Praktischer Teil

340Im Falle einer Drittwiderspruchsklage gemäß § 771 ZPO ist im Punkte der Antragstel-
lung in der Regel an die folgenden drei Anträge zu denken: 

Abwägung zwischen Vollstreckungserinnerung und Drittwiderspruchsklage

470 Bei der Vollstreckungserinnerung fallen in der Regel pro Rechtsanwalt lediglich eine 0,3 Verfahrensgebühr
(Nr. 3309 VV RVG) und keinerlei Gerichtsgebühren an. Bei der Drittwiderspruchsklage fallen pro Rechtsanwalt üb-
licherweise hingegen eine 1,3 Verfahrensgebühr (Nr. 3100 VV RVG) und eine 1,2 Terminsgebühr (Nr. 3104 VV RVG)
und zudem 3,0 Gerichtsgebühren (Nr. 1210 KV GKG) an. 

Beachte: In der Regel wird sich das Mandantenbegehren dahingehend auslegen
lassen, dass lediglich die rechtsschutzintensivere Drittwiderspruchsklage er-
hoben werden soll. Im Falle einer kumulativen Geltendmachung mit der Vollstre-
ckungserinnerung wären – da eine objektive Klagehäufung nicht möglich ist – im
praktischen Teil hingegen zwei Schriftsätze auszuformulieren, was sich in der
Klausursituation bereits unter zeitlichen Aspekten taktisch verbieten dürfte.

Formulierungsbeispiel: Klageanträge bei Drittwiderspruchsklage

Namens und in Vollmacht des Klägers werde ich beantragen, 

1. die Zwangsvollstreckung des Beklagten aus dem Urteil des … vom … zu dem
Aktenzeichen … in ... für unzulässig zu erklären.

Bereits jetzt beantrage ich, 

2. die Zwangsvollstreckung des Beklagten aus dem Urteil … des … zu dem Ak-
tenzeichen … in … einstweilen ohne Sicherheitsleistung, hilfsweise gegen Si-
cherheitsleistung einzustellen.

In verfahrensrechtlicher Hinsicht beantrage ich für den Fall des Vorliegens der gesetzli-
chen Voraussetzungen, 

3. den Erlass eines Versäumnisurteils im schriftlichen Vorverfahren gegen den
Beklagten gemäß §§ 331 Abs. 3, 276 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 ZPO.
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b) Der frühe erste Termin, § 275 ZPO 

372Hat das Gericht zur Vorbereitung des Haupttermins einen frühen ersten Termin
(§ 275 ZPO) bestimmt, droht bei Versäumung der Frist zur Klageerwiderung (§ 275
Abs. 1 S. 1, Abs. 3 ZPO) allenfalls eine Zurückweisung wegen Verspätung gemäß
§ 296 Abs. 1 ZPO.496 Ein Versäumnisurteil im schriftlichen Verfahren kann hingegen
nicht ergehen (vgl. Wortlaut § 331 Abs. 3 ZPO). Auch eine Präklusion kommt bei ei-
nem frühen ersten Termin aber nicht in Betracht, wenn es sich um einen bloßen
„Durchlauftermin“497 handelt oder nach der Sach- und Rechtslage eine Streiter-
ledigung in diesem Termin von vornherein ausscheidet.498 In diesen Fällen tritt
durch den vor dem frühen ersten Termin unterlassenen Tatsachenvortrag aufgrund
des Erfordernisses eines weiteren Haupttermins nämlich keine absolute Verzöge-
rung des Rechtsstreits ein. 

c) Das Versäumnisverfahren, §§ 330 ff. ZPO

373Legt der Mandant Ihnen in der Klausur neben der Klageschrift auch bereits ein an ihn
zugestelltes Versäumnisurteil (§ 331 ZPO) vor, ist zu prüfen, ob dieses noch mit Erfolg
angegriffen werden kann. Den Gang des Versäumnisverfahrens verdeutlicht das
nachfolgende Schaubild.

496 Thomas/Putzo/Seiler § 275 Rn. 7.

497 Ein sog. Durchlauftermin dient der Erörterung und Ordnung des Streitstoffes mit den Parteien, der Beseitigung
von Unklarheiten und der Vorbereitung von Maßnahmen zur Ermöglichung einer Erledigung des Rechtsstreits in
einem gesonderten Haupttermin.

498 BGH NJW-RR 2005, 1296; Thomas/Putzo/Seiler § 296 Rn. 8.

Gang des Versäumnisverfahrens gegen den Beklagten

Zustellung der Klage
an den Beklagten

Anzeige der Verteidigungsabsicht?

Berufung, § 511 ff. ZPO

Einspruch 
zulässig?

Versäumnisurteil,
§ 331 Abs. 2 ZPO

Verwerfung 
durch Urteil, 

§ 341 Abs. 1 S. 2,
Abs. 2 ZPO

Erscheinen/
Verhandeln im 

Einspruchstermin, 
§ 341 a ZPO

Kontradiktorisches
Urteil

Versäumnisurteil,
§ 331 Abs. 3 ZPO

Erscheinen/Verhandeln in der
mündlichen Verhandlung?

§ 276 Abs. 1 S. 1 ZPO

(+)(–)

§ 339 ZPO
(„letzte Zustellung“)

(–)

(+)(–)

§ 339 ZPO

(Zustellung an 
Beklagten)

(+)

(+)

2. Versäumnis-
urteil, § 345 ZPO

(–)

Rech
tsm

itt
el,

§ 514 A
bs. 

2 ZPO

Rechts-
mittel

Rechtsmittel
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n Es besteht hinsichtlich der Eventualwiderklage lediglich ein geringes Kos-
tenrisiko.582 Das Gericht hat bei der Entscheidung über die Prozessaufrech-
nung nämlich bereits zu prüfen, ob die Gegenforderung des Mandanten dem
Grunde nach besteht (Dann wird über die Widerklage entschieden!) oder nicht
besteht (Dann wird über die Widerklage nicht entschieden!). Ein Kostenrisiko er-
gibt sich im Hinblick auf die Hilfswiderklage demnach nur insoweit, als die Ge-
genforderung womöglich in übersetzter Höhe beansprucht wird.

456 Gleiches gilt bei fehlender Konnexität von Klage- und Widerklageforderung i.S.d.
§ 33 ZPO. Denn die Primäraufrechnung stellt ein Verteidigungsmittel gegen die Kla-
geforderung dar und die Widerklageforderung steht mit diesem Verteidigungsmittel
– es geht bei der Primäraufrechnung und der Hilfswiderklage um unterschiedliche
Teile derselben Gegenforderung – in Zusammenhang. 

(c) Bestehen oder Nichtbestehen der Klageforderung ist unsicher

457

n Ist nicht sicher einschätzbar, ob das Gericht die Klageforderung als bestehend
oder nicht bestehend ansehen wird, ist primär die Klageabweisung (aus anderen
Gründen als einer Aufrechnung) zu beantragen. 

n Hilfsweise ist die in Höhe von insgesamt 15.000,00 € bestehende Gegenforde-
rung des Mandanten anteilig in Höhe von 10.000,00 € in den Prozess einzuführen.

n Für den Erfolgsfall der Klage ist hilfsweise die Aufrechnung mit der Gegenfor-
derung des Mandanten in Höhe von 10.000 € zu erklären. 

n Für den Erfolgsfall des Klageabweisungsantrags hingegen ist hilfsweise die Wi-
derklage mit der Gegenforderung in Höhe von 10.000 € zu erheben. 

582 Sowohl durch eine unbedingte als auch durch eine hilfsweise erhobene Widerklage wird der Gebührenstreitwert
potenziell erhöht, § 45 Abs. 1 GKG.

Beachte: Hat sich das Gericht aufgrund einer Aufrechnung ohnehin mit der Gegen-
forderung des Mandanten zu befassen, kann in Fällen einer die Klageforderung
überschießenden Gegenforderung des Mandanten der für eine Widerklage er-
forderliche Zusammenhang i.S.d. § 33 ZPO mit Hilfe der Primäraufrechnung
„künstlich“ geschaffen werden. 

Hilfswiderklage 
über 10.000 € 

(„unechter Hilfsantrag“)

Klageforderung: 10.000 €

Gegenforderung: 15.000 €

Kombination aus Hilfsaufrechnung, Hilfswiderklage und 
unbedingter Widerklage über überschießenden Teil der Gegenforderung

Klageabweisungsantrag1

2

3

Wenn (+) Wenn (–)

Hilfsaufrechnung
über 10.000 € 

(„echter Hilfsantrag“)

Unbedingte  Wider-
klage über 5.000 €

2

insgesamt 15.000 € insgesamt 15.000 €

K B
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n Gleichzeitig ist eine unbedingte Widerklage hinsichtlich des überschießenden
Teils der Gegenforderung in Höhe von 5.000 € zu erheben. 

Unter Kostengesichtspunkten wäre es zwar noch vorteilhafter, auch die unbedingte Widerklage
als Hilfswiderklage zu erheben, und zwar für den Fall, dass entweder im Rahmen der Hilfsaufrech-
nung oder der Hilfswiderklage positiv über die Gegenforderung des Mandanten entschieden wird. 

Dieses Vorgehen dürfte aber prozessual unzulässig sein, da die Gegenforderung hierdurch
künstlich aufgespalten und in gestaffelten Hilfswiderklagen geltend gemacht würde. Die Geltend-
machung der weiteren 5.000 € im Wege der Hilfswiderklage stünde dann nämlich unter der Bedin-
gung, dass die ersten 10.000 € im Wege einer Hilfswiderklage zugesprochen werden. Ohnehin wäre
es dem Kläger aber möglich, den hiermit für den Beklagten beabsichtigten Kostenvorteil durch Er-
hebung einer negativen Feststellungsklage in Bezug auf den die Klageforderung überschießenden
Teil der angeblichen Gegenforderung zunichte zu machen (sog. Wider-Widerklage).

Ebenfalls prozessual unzulässig dürfte es sein, einerseits eine Hilfswiderklage über 15.000 € für
den Fall der Klageabweisung ohne Rücksicht auf die Gegenforderung zu erheben sowie anderer-
seits eine Kombination aus Hilfsaufrechnung über 10.000 € und Hilfswiderklage über 5.000 € für
den Fall des Bestehens der Klageforderung anzuführen. Dies hätte zwar auf den ersten Anschein
den Kostenvorteil, dass über die Hilfswiderklage über 5.000 € nur entschieden wird, sofern bereits
positiv über die Hilfsaufrechnung über 10.000 € und mithin über das Bestehen der Gegenforderung
dem Grunde nach entschieden wurde. Allerdings werden Hilfswiderklagen auflösend bedingt
rechtshängig, d. h. die Rechtshängigkeit tritt zunächst ein und entfällt dann rückwirkend, wenn der
Eventualfall nicht eintritt (vgl. BGH NJW 1973, 98). Einer Kombination der Hilfswiderklagen über ei-
nerseits 15.000 € und andererseits 5.000 € bei einer Gegenforderung in Höhe von insgesamt
15.000 € steht somit der Gesichtspunkt einer anderweitige Rechtshängigkeit gemäß § 261 Abs. 3
Nr. 1 ZPO entgegen.

Vorteile der Kombination aus Klageabweisungsantrag, 
Hilfsaufrechnung (über 10.000 €), Hilfswiderklage (über 10.000 €) sowie 

unbedingter Widerklage (über 5.000 €)

n Unabhängig davon, wie das Gericht über die Klageforderung entscheidet, wird
in jedem Fall auch über die vollständige Gegenforderung des Mandanten
entschieden. 

n Wird die Klage nämlich bereits ohne Rücksicht auf die Gegenforderung abge-
wiesen, greifen kumulativ die Hilfswiderklage (über 10.000 €) und die unbe-
dingte Widerklage (über 5.000 €) ein. 

n Geht das Gericht hingegen von einem Bestehen der Klageforderung aus, grei-
fen die Hilfsaufrechnung (über 10.000 €) und kumulativ die unbedingte Wider-
klage (über 5.000 €) ein.

n Weiter wird durch die dargestellte Antragstellung – vorausgesetzt die geltend
gemachte Gegenforderung besteht – sicher verhindert, dass gegen den Man-
danten ein Vollstreckungstitel geschaffen wird.

Beachte: Ist der Sachverhalt unstreitig und wird bezüglich des Bestehens der Kla-
geforderung lediglich über Rechtsansichten gestritten, handelt es sich bei einer
„vorsorglich“ für den beklagten Mandanten erklärten Aufrechnung nicht um
eine Hilfsaufrechnung im eigentlichen Sinne. Eine Hilfsaufrechnung setzt näm-
lich einen Streit über Tatsachen voraus. Es liegt vielmehr eine „versteckte Primär-
aufrechnung“ vor. Auch diese kann dann wie dargestellt um eine Kombination aus
Hilfswiderklage für den Fall einer Klageabweisung aus anderen Gründen ohne Ent-
scheidung über die Aufrechnung und einer unbedingten Widerklage hinsichtlich
des die Klageforderung überschießenden Teils der Gegenforderung des Mandan-
ten ergänzt werden.
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458 Im Schriftsatz kann diese Kombination eines Klageabweisungsantrags, einer Hilfsauf-
rechnung, einer Hilfswiderklage und einer unbedingten Widerklage bezüglich des
überschießenden Teils der Gegenforderung dann wie folgt aussehen:

459 Wenn die Gegenforderung des Mandanten mit der Klageforderung nicht in einem
Zusammenhang i.S.d. § 33 ZPO steht, ist es hingegen zweckmäßig, sich auf einen
Klageabweisungsantrag, kombiniert mit einer Hilfsaufrechnung über 10.000 €
und einer Hilfswiderklage über weitere 5.000 € zu beschränken. Über die Hilfsauf-

Formulierungsbeispiel: Kombination Klageabweisungsantrag, Hilfsaufrech-
nung, Hilfswiderklage und unbedingte Widerklage

Namens und in Vollmacht des Beklagten werde ich beantragen,

die Klage abzuweisen.

Darüber hinaus erhebe ich namens und in Vollmacht des Beklagten als Widerkläger ge-
gen den Kläger als Widerbeklagten

Widerklage

und werde widerklagend beantragen,

den Kläger zu verurteilen, an den Beklagten einen Betrag in Höhe von
5.000,00 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen
Basiszinssatz seit dem auf die Rechtshängigkeit folgenden Tag zu zahlen.

Hilfsweise werde ich widerklagend beantragen,

den Kläger zu verurteilen, an den Beklagten weitere 10.000,00 € nebst Zinsen
in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem auf
die Rechtshängigkeit folgenden Tag zu zahlen. 

Begründung:

1. Vorbringen zur Klageabweisung

…

2. Darstellung der Gegenansprüche

…

a) Vorbringen zur Hilfsaufrechnung

Mit den dargestellten Ansprüchen erkläre ich namens und in Vollmacht des Beklag-
ten hilfsweise die Aufrechnung gegen die Klageforderung. Die Aufrechnung wird
unter die Bedingung gestellt, dass das Gericht die Klageforderung wider Erwarten
als bestehend ansieht.

b) Vorbringen zur Widerklage/Hilfswiderklage

Zudem erhebe ich wegen der dargestellten Ansprüche des Beklagten hilfsweise die
Widerklage gegen den Kläger. Die Widerklage wird, soweit sich Klage- und Wider-
klageforderung decken, unter die Bedingung gestellt, dass das Gericht die Klage-
forderung ohne Entscheidung über die hilfsweise zur Aufrechnung gestellten Gegen-
ansprüche als nicht bestehend ansieht. Wegen des die Klageforderung übersteigen-
den Teils der Gegenforderung wird die Widerklage unbedingt erhoben. 

Beachte: Weder die Aufrechnung noch die Bedingungen der Hilfsanträge wer-
den bei den Anträgen erläutert. Beides gehört in die Begründung der Klage-
schrift!
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§§ 244, 246, 261, 268, 337, 344 StPO; §§ 25, 244, 244a StGB

Lautes Schreien als Revisionsgrund?
BGH, Urt. v. 26.10.2023 – 5 StR 257/23, BeckRS 2023, 32472

Fall

Gegen A wird vor dem zuständigen LG ein Strafverfahren wegen schweren
Wohnungseinbruchdiebstahls geführt. Nach Durchführung der Beweisaufnah-
me steht für die Kammer fest, dass eine Tätergruppe von drei Personen nach
Deutschland einreiste, um Eigentumsdelikte zu begehen. A holte sie vom Flug-
hafen ab, beschaffte ihnen eine Wohnung sowie einen mit Dublettenkennzei-
chen versehenen Pkw. Am Tattag fuhren die genannten Gruppenmitglieder zu
zwei Wohnhäusern, hebelten dort die Fenster auf und entwendeten aus den
Häusern Wertgegenstände. Nach den Taten kontaktierte die Gruppe  A, der sie
abholte und zu der Wohnung brachte. Dort sichteten alle vier das Diebesgut,
bevor sie von der Polizei überrascht wurden. 

Nach Schluss der Beweisaufnahme beginnt der Vorsitzende die Urteilsverkün-
dung mit den Worten „Im Namen des Volkes“. Der Verteidiger des A, V, ist da-
mit nicht einverstanden und stellt noch einen Beweisantrag. Der Vorsitzende
reagiert darauf nicht und verkündet weiterhin das Urteil. V übertönt die münd-
liche Urteilsverkündung daraufhin durch lautes Schreien. A wird als Mittäter
wegen schweren Wohnungseinbruchdiebstahls zu einer Freiheitsstrafe von drei
Jahren verurteilt. 

Mit der zulässig eingelegten Revision rügt A, das Urteil sei nicht wirksam i.S.d.
§ 268 StPO verkündet worden. Zudem sei § 246 StPO verletzt, da das Gericht
nicht über den durch V gestellten Beweisantrag entschieden habe. Mit der Sach-
rüge beanstandet A, die Kammer habe rechtsfehlerhaft eine Mittäterschaft an-
genommen, obwohl er nicht am Tatort gewesen sei. Hat die Revision des A mit
den zulässig erhobenen Rügen Aussicht auf Erfolg?   

Gutachten

Begründetheit der Revision

Die Revision ist begründet, wenn das angefochtene Urteil auf einer Gesetzes-
verletzung beruht (§ 337 Abs. 1 StPO). Dies ist dann der Fall, wenn das Ver-
fahren prozessordnungswidrig war oder die Verurteilung in sachlich-rechtli-
cher Hinsicht Fehler aufweist. Prozesshindernisse liegen ersichtlich nicht vor.

I. Verfahrensrügen

1. Verstoß gegen § 268 StPO durch lautes Schreien

„[26] Soweit der Revisionsführer meint, das Urteil sei deshalb nicht wirk-
sam i.S.v. § 268 StPO verkündet worden, weil der Verteidiger die Urteils-
verkündung durch lautes Schreien übertönt habe, geht eine solche Rüge
schon im Ansatz fehl. Verfahrensbeteiligte haben nur dann das Wort, wenn
ihnen dies durch den Vorsitzenden erteilt wird, denn diesem obliegt die
Verhandlungsführung (§ 238 Abs. 1 StPO). Die gesetzlich vorgeschriebe-
ne Verkündung des Urteils durch den Vorsitzenden nach Maßgabe von
§ 268 Abs. 2 StPO darf weder durch lautes Schreien gestört noch durch
andere Maßnahmen Verfahrensbeteiligter behindert werden. Rechtswid-
rige Störungen des Verfahrensablaufs durch Verfahrensbeteiligte be-
gründen keine Rechtsfehler des Gerichts, sondern legen bei darauf ge-

1. Das Urteil ist auch dann wirksam ver-
kündet, wenn der Verteidiger die Urteils-
verkündung durch lautes Schreien über-
tönt; rechtswidrige Störungen des Ver-
fahrensablaufs durch Verfahrensbeteilig-
te begründen keine Rechtsfehler des
Gerichts, sondern legen bei darauf ge-
stützten Verfahrensbeanstandungen den
Vorwurf des Rechtsmissbrauchs nahe.

2. Das Gericht muss ab dem Beginn der
Urteilsverkündung keine Beweisanträge
mehr entgegennehmen; die Urteilsver-
kündung beginnt nicht erst mit der Ver-
lesung des Urteilstenors, sondern bereits
mit den ersten Worten der Eingangsfor-
mel „Im Namen des Volkes“, mit der alle
Urteile verkündet werden.

Leitsätze

KLAUSURHINWEIS
In dem Schuldspruch (§ 260 Abs. 4 S. 1
StPO) ist die Teilnahmeform (Anstiftung
oder Beihilfe) mitzuteilen, nicht jedoch,
ob der Angeklagte als Allein- oder Mittä-
ter gehandelt hat (vgl. Meyer-Goßner/
Schmitt, StPO, 67. Aufl., 2024, § 260 Rn.
24).
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stützten Verfahrensbeanstandungen den Vorwurf des Rechtsmissbrauchs
nahe. Einwände gegen die Verfahrensweise des Gerichts vor oder während
der Urteilsverkündung müssen ggf. mit einem Rechtsmittel geltend ge-
macht werden, rechtfertigen aber nicht die Störung der Hauptverhandlung.
Dass das Urteil ordnungsgemäß verkündet wurde, ergibt sich schließlich
auch aus dem Protokoll (vgl. § 274 StPO).“

2. Verstoß gegen § 246 StPO 

Dadurch, dass das Gericht den von V gestellten Beweisantrag nicht zur Kennt-
nis genommen und ihn auch nicht beschieden hat, könnte es gegen § 246
Abs. 1, 4 StPO verstoßen haben. Die Rüge ist jedoch unbegründet, …

„[27] … , weil das Gericht zum Zeitpunkt der Antragstellung nach dem Re-
visionsvortrag bereits mit der Urteilsverkündung begonnen hatte und
ab diesem Zeitpunkt Beweisanträge nicht mehr entgegengenommen
werden müssen. Die Urteilsverkündung beginnt entgegen der Auffas-
sung der Revision nicht erst mit der Verlesung des Urteilstenors, son-
dern bereits mit den ersten Worten der Eingangsformel ,Im Namen
des Volkes‘, mit der alle Urteile verkündet werden (vgl. § 268 Abs. 1 StPO).
Die Verkündung i.S.v. § 268 Abs. 2 S. 1 StPO bildet mit dem Eingangssatz
des § 268 Abs. 1 StPO einen einheitlichen zusammenhängenden Ver-
fahrensvorgang, in dessen Durchführung Verfahrensbeteiligte nach sei-
nem Beginn nicht mehr einzugreifen befugt sind.“

II. Sachrüge

Die auf die Sachrüge veranlasste Urteilsprüfung hat keinen Rechtsfehler zum
Nachteil des Angeklagten ergeben, da die Feststellungen die Annahme von
Mittäterschaft tragen. 

„[34] Bei der Beteiligung mehrerer Personen, von denen nicht jede sämt-
liche Tatbestandsmerkmale verwirklicht, handelt mittäterschaftlich, wer
seinen eigenen Tatbeitrag so in die Tat einfügt, dass er als Teil der Hand-
lung eines anderen Beteiligten und umgekehrt dessen Handeln als Ergän-
zung des eigenen Tatanteils erscheint. Mittäterschaft erfordert dabei zwar
nicht zwingend eine Mitwirkung am Kerngeschehen selbst; ausreichen
kann auch ein die Tatbestandsverwirklichung fördernder Beitrag, der sich
auf eine Vorbereitungs- oder Unterstützungshandlung beschränkt. Stets
muss sich diese Mitwirkung aber nach der Willensrichtung des sich Be-
teiligenden als Teil der Tätigkeit aller darstellen. Erschöpft sich demge-
genüber die Mitwirkung nach dem Willen des sich Beteiligenden in einer
bloßen Förderung fremden Handelns, so fällt ihm lediglich Beihilfe zur
Last. Ob danach Mittäterschaft anzunehmen ist, hat das Tatgericht auf-
grund einer wertenden Gesamtbetrachtung aller festgestellten Umstände
zu prüfen; maßgebliche Kriterien sind der Grad des eigenen Interesses
an der Tat, der Umfang der Tatbeteiligung und die Tatherrschaft oder
wenigstens der Wille dazu, sodass die Durchführung und der Ausgang der
Tat maßgeblich auch vom Willen des Betreffenden abhängen.“

Nach Maßgabe dieser Grundsätze hat das LG die Mittäterschaft des A rechts-
fehlerfrei festgestellt. Es hat insbesondere auf Umfang und Wesentlichkeit der
Tatbeiträge des A und seine Einbindung in die Tatbegehung trotz örtlicher
Abwesenheit abgestellt. 

Ergebnis: Die Revision des A gegen das Urteil des LG wird kostenpflichtig ver-
worfen.

OStA Dr. Jost Schützeberg

KLAUSURHINWEIS
zu § 268 StPO: Die Revision kann nicht
darauf gestützt werden, dass die Ein-
gangsformel nach Abs. 1, also „Im Na-
men des Volkes“, unterlassen worden
ist (vgl. Meyer-Goßner § 268 Rn. 20). Be-
stehen Widersprüche zwischen der Ur-
teilsformel in der Sitzungsnieder-
schrift und der in der Urteilsurkunde,
ist die Formel im Protokoll maßgebend,
da sie nach § 274 StPO als verkündet
gilt (Meyer-Goßner/Schmitt § 268 Rn. 18).
Gegen den die wesentlichen Förmlichkei-
ten betreffenden Inhalt des Protokolls ist
nach § 274 S. 2 StPO nur der Nachweis
der Fälschung zulässig. Eine Protokoll-
berichtigung, die auch beantragt werden
kann, ist hingegen jederzeit möglich. 

In dem Originalfall hatte auch die StA
Revision eingelegt und mit der Sachrüge
beanstandet, das Gericht habe seiner
Kognitionspflicht nach § 264 StPO nicht
genügt. Diese Pflicht besagt, dass das Ge-
richt den Unrechtsgehalt der Tat ohne
Rücksicht auf die dem Eröffnungsbeschluss
zugrunde gelegte Bewertung ausschöp-
fen muss (Meyer-Goßner/Schmitt § 264
Rn 27). Hier hatte das LG rechtsfehlerhaft
eine tateinheitliche Verurteilung nach
§ 244 a Abs. 1 StGB unterlassen. Der
schwere Bandendiebstahl wird nicht
durch den schweren Wohnungseinbruch-
diebstahl verdrängt.
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§ 41 VwVfG; § 74 VwGO

Bestrittener Zugangszeitpunkt eines Bescheids
OVG NRW, Urt. v. 27.03.2024 – 10 A 1356/21, BeckRS 2024, 6065

Fall

Der Kl. hat am 15.05.2024 Klage auf Erteilung einer Baugenehmigung gegen
die bekl. Stadt erhoben. Der im Original mitgereichte Versagungsbescheid
vom 08.04.2024 trägt den handschriftlichen Vermerk: Eingang 17.04.2024. 

Die Versagungsverfügung in der Verwaltungsakte datiert vom 08.04.2024 und
wurde am gleichen Tag vom Sachbearbeiter paraphiert. Die Bereichsleiterin
zeichnete die Vfg. am 10.04.2024 ab und datierte den Abvermerk auf den
11.04.2024. Nach dem Postausgangsbuch der städt. Poststelle ist an diesem
Tag ein Brief mit einfacher Post an den Kl. aufgegeben worden.

Auf die gerichtliche Bitte, zur Wahrung der Klagefrist vorzutragen, hat der Kl.
auf seinen handschriftlichen Eingangsvermerk verwiesen. 

Entwerfen Sie den Gerichtsbescheid, zu dem das Gericht die Beteiligten ange-
hört hat (nur Hauptsache- und Kosten, ohne Tatbestand).

Hinweise: 
1. Es ist kein Widerspruch statthaft, § 68 Abs. 1 S. 2 VwGO.
2. Kalender: 07.04.2024 (Sonntag), keine gesetzl. Feiertage bis zum 30.04.2024
                        12.05.2024 (Sonntag), keine gesetzl. Feiertage bis zum 19.05.2024

Gerichtsbescheid
Zum Gerichtsbescheid: AS-Skript Die
verwaltungsgerichtliche Assessorklau-
sur (2023), Rn. 347 ff.

IM NAMEN DES VOLKES

Die Klage wird abgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens.

Entscheidungsgründe

I. Das Gericht konnte nach Anhörung durch Gerichtsbescheid entscheiden, für
den die Vorschriften über Urteile entspr. gelten, § 84 Abs. 1 S. 3 VwGO.

II. Die Klage ist unzulässig. Der Kl. hat die Klagefrist versäumt. Diese lief am
14.05.2024 ab, der Kl. hat erst am 15.05.2024 Klage erhoben (§ 90 S. 1 VwGO).

Die Klagefrist für die statthafte Verpflichtungsklage (§ 42 Abs. 1, 2. Var. VwGO)
beträgt nach § 74 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 VwGO einen Monat nach Bekanntgabe des
Versagungsbescheids. Der Bescheid galt dem Kl. als am 14.04.2024 bekannt-
gegeben.

1. Nach § 41 Abs. 2 S. 1 VwVfG gilt ein per einfacher Post im Inland versandter
VA als nach drei Tagen bekanntgegeben.

„[22] … Der Regelung liegt die Annahme zugrunde, dass ein Brief im Bun-
desgebiet nach allgemeiner Lebenserfahrung innerhalb von drei Tagen
übermittelt wird.“

Die Norm dient der Verwaltungsvereinfachung und der Rechtsklarheit.

„[22] … Das Eingreifen der Bekanntgabefiktion setzt voraus, dass es sich
um einen schriftlichen Verwaltungsakt handelt, der – an die zutreffen-
de Anschrift des Empfängers adressiert – im Inland durch die Post über-
mittelt wird. Darüber hinaus ist erforderlich, dass der Zeitpunkt der Auf-

1. Steht fest, dass ein schriftlicher VA mit
einfacher Post im Inland dem Adressa-
ten überhaupt zugegangen ist, gilt die
Drei-Tages-Fiktion des § 41 Abs. 2 S. 1
VwVfG.

2. Trägt der Adressat einen späteren Zu-
gangszeitpunkt vor, treffen ihn gestei-
gerte Darlegungslasten, um Zweifel zu
wecken, die die Darlegungs- und Beweis-
last auf die Behörde abwälzen, § 41 Abs. 2
S. 3 VwVfG.

3. Einfaches Bestreiten, etwa ein Eingangs-
vermerk auf dem VA, genügt regelmäßig
nicht, um Zweifel zu wecken.

Leitsätze

(2) 1Ein schriftlicher Verwaltungsakt, der
im Inland durch die Post übermittelt wird,
gilt am dritten Tag nach der Aufgabe zur
Post als bekannt gegeben. 3Dies gilt nicht,
wenn der Verwaltungsakt nicht oder zu
einem späteren Zeitpunkt zugegangen
ist; im Zweifel hat die Behörde den Zu-
gang des Verwaltungsaktes und den
Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen.

§ 41 VwVfG
Bekanntgabe des VA
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gabe zur Post als Ereignis, das den Lauf der Drei-Tage-Frist auslöst, fest-
steht.“

2. Danach gilt der schriftliche Versagungsbescheid, ein VA i.S.d. § 35 S. 1 VwVfG,
der am 11.04.2024 zur Post gegeben wurde, als am 14.04.2024 bekannt ge-
geben.

a) Die Aufgabe zur Post erfolgte am 11.04.2024 wie sich aus dem Abvermerk
der Bereichsleiterin auf der Verfügung in der Verwaltungsakte der Bekl. ergibt.

„[25] Die Dreitagesfrist begann am [12.04.2024] zu laufen, weil der Auf-
gabetag selbst als Ereigniszeitpunkt nicht mitgezählt wird, und endete
mit Ablauf des [14.04.2024]“.

b) Dass das Fristende am 14.04.2024 auf einen Sonntag fiel, ändert an der Be-
kanntgabefiktion auch mit Blick auf § 31 Abs. 3 VwVfG an diesem Tage nichts.

Str., ebenso: Kopp/Schenke, VwGO (2023),
§ 70 Rn. 6d; Kopp/Ramsauer, VwVfG (2023),
§ 41 Rn. 39b; a.A. Stelkens/Bonk/Sachs,
VwVfG (2022), § 41 Rn. 133.

„[26] … Die Vermutung der Bekanntgabe gemäß § 41 Abs. 2 S. 1 VwVfG
greift auch dann ein, wenn der für die Bekanntgabe maßgebende dritte Tag
nach der Aufgabe zur Post auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag fällt.“

c) Der Annahme der Bekanntgabe am 14.04.2024 steht auch die Ausnahme-
regel des § 41 Abs. 2 S. 3 VwVfG nicht entgegen. 

„[28] Dabei erfordert das Bestreiten des nach § 41 Abs. 2 S. 1 VwVfG ver-
muteten Zeitpunkts der Bekanntgabe – jedenfalls dann, wenn nicht der
Zugang an sich, sondern nur dessen Zeitpunkt in Rede steht – die subs-
tantiierte Darlegung von Tatsachen, aus denen schlüssig die nicht ent-
fernt liegende Möglichkeit hervorgeht, dass ein Zugang des Bescheides
erst nach dem von § 41 Abs. 2 S. 1 VwVfG vermuteten Zeitpunkt erfolgte.“

Näher AS-Skript Die verwaltungsgericht-
liche Assessorklausur (2023), Rn. 394

Das schlichte Bestreiten, den Bescheid zu dem vermuteten Zeitpunkt erhal-
ten zu haben, genügt nicht.

„[29] Der ‚Zweifel‘ i.S.d. § 41 Abs. 2 S. 3 Hs. 2 VwVfG muss ein berechtigter
Zweifel sein. Andernfalls wäre die widerlegbare Vermutung, die auf der
Erfahrung des täglichen Lebens beruht, dass eine gewöhnliche Postsen-
dung den Empfänger binnen weniger Tage erreicht, von vornherein sinn-
los.“

Die Vorlage des Versagungsbescheids, der mit dem Eingangsvermerk 17.04.
2024 einen Zugang nach der Bekanntgabefiktion am 14.04.2024 behauptet,
ohne diese Abweichung näher zu erläutern, genügt noch nicht, um Zweifel
i.S.d. § 41 Abs. 2 S. 3 VwVfG zu wecken.

„[30] Von dem Adressaten kann dabei die substantiierte Darlegung er-
wartet werden, welche konkreten Vorkehrungen er getroffen hat, um einen
zuverlässigen Eingang der an ihn gerichteten Post und eine hinreichende
Kontrolle der eingehenden Post zu gewährleisten. Hierbei handelt es sich
um Maßnahmen, die in seinem Kenntnis- und Einflussbereich liegen.“

Der Eingangs-Vermerk ist zudem mehrdeutig.

„[31] … [Es] lässt sich dem Vermerk ‚Eingang‘ nicht eindeutig entnehmen,
ob mit ihm der Zugang im Rechtssinne oder lediglich eine spätere tat-
sächliche Kenntnisnahme dokumentiert werden sollte. Eine spätere tat-
sächliche Kenntnisnahme begründet als solche keine Zweifel an dem
von § 41 Abs. 2 S. 1 VwVfG vermuteten Tag der Bekanntgabe.“

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO.

VRVG Dr. Martin Stuttmann

(3) Fällt das Ende einer Frist auf einen
Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag
oder einen Sonnabend, so endet die Frist
mit dem Ablauf des nächstfolgenden
Werktags. 

§ 31 VwVfG
Fristen und Termine

(2) 3Dies gilt nicht, wenn der Verwal-
tungsakt nicht oder zu einem späteren
Zeitpunkt zugegangen ist; im Zweifel
hat die Behörde den Zugang des Verwal-
tungsaktes und den Zeitpunkt des Zu-
gangs nachzuweisen.

§ 41 VwVfG
Bekanntgabe des VA

KLAUSURHINWEIS
Zweifel am Zugang an sich lassen sich
durch einfaches Bestreiten wecken (s.
BVerwG RÜ2 2024, 115). Steht wie hier
der Zugang fest, sind die Anforderungen
höher.
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§§ 20, 21, 212, 323a StGB

Schuldfähigkeit und Rauschtat; Rückrechnung der Blut-
alkoholkonzentration zur Tatzeit
BGH, Urt. v. 11.01.2024 – 3 StR 280/23, BeckRS 2024, 1916

Fall

Der langjährig alkoholabhängige A verkehrte vorwiegend im Kreise anderer
alkoholkranker Menschen. Aufgrund seiner Alkoholabhängigkeit litt er unter
einem Suchtdruck und konsumierte daher täglich erhebliche Mengen Alko-
hol, und zwar sechs bis sieben Flaschen Bier sowie Wein und Wodka. Zum Tat-
zeitpunkt war A wohnungs- und arbeitslos und fand Unterkunft in der Woh-
nung des M. Durch M lernte A auch O, das spätere Tatopfer, kennen. Alle Per-
sonen waren dem Alkohol verfallen und betranken sich regelmäßig in der
Wohnung des O, der genügend Geld hatte und die Alkoholika spendierte. O
war aufgrund eines Schlaganfalls erheblich mobilitätseingeschränkt, auf frem-
de Hilfe angewiesen und hielt sich meist auf der Couch in seinem Wohnzim-
mer auf. A hatte ein angespanntes Verhältnis zu O, da dieser A den Diebstahl
eines Mobiltelefons vorwarf.

Am 22.12.2021 trank A eine große Menge Alkohol. Da ihm die Wirkung des
Alkoholkonsums bekannt war, hielt er es jedenfalls für möglich und nahm bil-
ligend in Kauf, dass er auch an diesem Tag betrunken wurde und in einen
Rausch geriet. Auch war ihm beim Trinken klar, dass er unter Alkoholeinfluss
häufig verbal aggressiv wurde sowie Beleidigungen und Bedrohungen aus-
sprach. Zu körperlicher Gewalt gegenüber Dritten neigte A allerdings nicht,
sodass er auch nicht damit rechnete, im Alkoholrausch gewalttätig zu werden.
Trotz seiner Alkoholabhängigkeit war es A grundsätzlich möglich, den Kon-
sum so zu begrenzen, dass er in keinen akuten Vollrausch geriet. Zeitweise war
er auch in der Lage, einer Erwerbstätigkeit nachzugehen.

Am Tattag ging A gegen um 16:21 Uhr allein zu O, der ebenfalls stark alkoho-
lisiert war und sodann mit A in Streit geriet. A war dadurch derart genervt, dass
er zu einem nicht näher eingrenzbaren Zeitpunkt zwischen 16:47 Uhr und
18:43 Uhr mit bedingtem Tötungsvorsatz mit einem Messer zweimal auf den
auf der Couch in seinem Wohnzimmer liegenden O einstach. O konnte sich
aufgrund seiner körperlichen Beeinträchtigungen und Alkoholisierung nicht
gegen den Angriff wehren und starb innerhalb von wenigen Minuten aufgrund
hohen Blutverlustes. Durch seine hohe Alkoholintoxikation war A in seiner
Steuerungsfähigkeit sicher erheblich eingeschränkt; möglicherweise war sei-
ne Steuerungsfähigkeit zum Tatzeitpunkt auch vollständig aufgehoben.

Gegen 19:15 Uhr fuhr A mit einem Fahrrad zu einem Supermarkt, um neuen
Alkohol zu kaufen, nachdem er zwischenzeitlich die Wohnung des O verlassen
hatte. Da er mit dem Fahrrad stürzte, wurde die Polizei auf A aufmerksam und
um 20:00 Uhr wurde ihm eine Blutprobe entnommen, die einen Wert von
3,32 ‰ aufwies. Obwohl A nach der Tat – zumindest nicht ausschließbar – kei-
nen weiteren Alkohol mehr konsumiert hatte, war er immer noch so stark al-
koholisiert, dass die Polizisten ihn noch um 21:41 Uhr für weiterhin „wegeun-
fähig“ hielten. Bei seiner späteren Festnahme wurden A zwei Blutproben mit
zeitlichem Abstand genommen, die einen individuellen Abbauwert von 0,1 ‰
Blutalkohol pro Stunde zeigten. 

Strafbarkeit des A zum Nachteil des O nach dem StGB?

1. Bei der Beurteilung einer alkoholbe-
dingten krankhaften seelischen Störung
i.S.v. § 20 StGB ist zu Gunsten des Ange-
klagten ein stündlicher Alkoholabbau von
0,2 ‰ und zusätzlich ein einmaliger Si-
cherheitszuschlag von 0,2 ‰ anzusetzen.
Ein individueller Abbauwert aufgrund
der Ermittlung der Differenz von zwei in
einem bestimmten Abstand zueinander
entnommenen Blutproben darf dage-
gen nicht berücksichtigt werden.

2. Eine ermittelte Blutalkoholkonzentra-
tion ist ein – bei hohen Werten auch ge-
wichtiges – Beweisanzeichen für einge-
schränkte oder aufgehobene Schuldfä-
higkeit, aber keinesfalls ein für sich ge-
nommen entscheidendes Indiz. Daher
sind stets auch psychodiagnostische Be-
urteilungskriterien im Rahmen einer Ge-
samtwürdigung zu berücksichtigen. Dies
gilt insbesondere, wenn eine Blutalkohol-
konzentration zur Tatzeit durch Rückrech-
nung aus dem Wert einer später entnom-
menen Blutprobe bestimmt worden ist. 

Leitsätze

Wichtige Fallinformationen:

zwischen 16:47–18:43 Uhr
Tathandlung zum Nachteil des O

20:00 Uhr
Entnahme der Blutprobe: 3,32 ‰!

Stündlicher individueller Abbau-
wert bei A:
0,1 ‰/Stunde
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Lösung

I. § 212 Abs. 1 StGB

A könnte sich wegen Totschlags gemäß § 212 Abs. 1 StGB strafbar gemacht
haben, indem er zweimal mit dem Messer auf O einstach.

1. Tatbestand

A hat den Tod des O kausal und objektiv zurechenbar verursacht. Dabei han-
delte er auch vorsätzlich. Der Tatbestand des § 212 Abs. 1 StGB ist damit ver-
wirklicht.

2. Rechtswidrigkeit

Für das Tun des A stand diesem kein Rechtfertigungsgrund zu, weshalb A auch
rechtswidrig handelte.

3. Schuld

Allerdings könnte die Schuld des A gemäß § 20 StGB ausgeschlossen gewe-
sen sein. In Betracht kommt eine krankhafte seelische Störung aufgrund einer
akuten Alkoholintoxikation.

a) BAK-Wert

Zunächst ist fraglich, von welchem BAK-Wert zum Zeitpunkt der Messersti-
che auszugehen ist, denn es ist nur der BAK-Wert von 3,32 ‰ bei der Blutpro-
be um 20:00 Uhr bekannt, wobei zugunsten des A nicht von einem Nachtrunk
auszugehen ist. Bei der Berechnung der Tatzeit-BAK ist dann …

„[16] … zugunsten des Angeklagten ein stündlicher Alkoholabbau von
0,2 ‰ und zusätzlich ein einmaliger Sicherheitszuschlag von 0,2 ‰
anzusetzen. Ein individueller Abbauwert aufgrund der Ermittlung der Dif-
ferenz von zwei in einem bestimmten Abstand zueinander entnommenen
Blutproben ist nach medizinischer Erkenntnis nicht feststellbar.“

Daher spielt es keine Rolle, dass A aufgrund seiner individuellen Konstitution tat-
sächlich stündlich nur 0,1 ‰ abbaute. Aufgrund der Rückrechnung ergibt sich
zum frühestmöglichen Tatzeitpunkt um 16:47 Uhr ein BAK-Wert von 4,16  ‰.

b) Gesamtwürdigung

Der sehr hohe BAK-Wert von über 4 ‰ ist ein signifikantes Indiz für die alko-
holbedingt aufgehobene Steuerungsfähigkeit. 

„[20] Allerdings gibt es … keinen gesicherten medizinisch-statistischen
Erfahrungssatz dahin, dass ohne Rücksicht auf psychodiagnostische Be-
urteilungskriterien allein wegen einer bestimmten Blutalkoholkonzentra-
tion zur Tatzeit (in aller Regel) eine alkoholbedingt erheblich verminderte
oder sogar aufgehobene Steuerungsfähigkeit angenommen werden muss.
Dies gilt insbesondere, wenn eine Blutalkoholkonzentration zur Tatzeit
durch Rückrechnung aus dem Wert einer später entnommenen Blutprobe
bestimmt worden ist. Eine ermittelte Blutalkoholkonzentration kann da-
her zwar ein – bei hohen Werten auch gewichtiges – Beweisanzeichen für
eingeschränkte oder aufgehobene Schuldfähigkeit, aber keinesfalls ein
für sich genommen entscheidendes Indiz sein.

[21] Für die Beurteilung der Schuldfähigkeit maßgeblich ist vielmehr eine
Gesamtschau aller wesentlichen objektiven und subjektiven Umstän-
de, die sich auf das Erscheinungsbild des Täters vor, während und nach
der Tat beziehen. In die Gesamtwürdigung sind sowohl die Höhe der Blut-
alkoholkonzentration als auch psychodiagnostische Kriterien einzu-
stellen.“

Zu beachten ist, dass der BGH als Revi-
sionsgericht hinsichtlich der Schuldunfä-
higkeit nur einen begrenzten Prüfungs-
maßstab hat: 

„[13] … Dabei gilt für die revisionsrechtli-
che Nachprüfung, dass die auf Tatsachen
gestützte Überzeugung des Tatgerichts
zur Schuldfähigkeit des Angeklagten vom
Revisionsgericht grundsätzlich hinzuneh-
men ist. Es kann nur eingreifen, wenn
diese auf fehlerhaften Vorstellungen und
Erwägungen beruht, etwa das Tatgericht
einen unzutreffenden rechtlichen Aus-
gangspunkt zugrunde gelegt, die Bewei-
se nicht erschöpfend gewürdigt, ohne aus-
reichende Tatsachengrundlage Schlüsse
gezogen – etwa anerkanntermaßen nicht
aussagekräftige Indizien herangezogen –
oder gegen gesicherte naturwissenschaft-
liche Erfahrungssätze verstoßen hat.“

Weiterführend zum Alkoholrausch als
Schuldunfähigkeitsgrund AS-Skript Straf-
recht AT 1 (2021), Rn. 335 ff.

Die vom BGH referierte Rückrechnung gilt,
wenn sich ein hoher BAK-Wert zuguns-
ten des Täters auswirkt. Dagegen wird
ein stündlicher Abbauwert von 0,1 ‰ ab
zwei Stunden nach Trinkende angenom-
men, wenn sich ein niedriger BAK-Wert
zugunsten des Täters auswirkt. 
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Im Rahmen dieser Gesamtwürdigung schwächt zunächst die erhebliche Alko-
holgewöhnung des A das indizielle Gewicht des hohen BAK-Wertes ab. Aller-
dings zeigt vor allem das Nachtatverhalten Ausfallerscheinungen bei A, der
mehr als zwei Stunden nach der Tat nicht sicher Fahrrad fahren konnte und
auch um 20:00 Uhr noch deutlich durch den Alkoholkonsum beeinträchtigt
war. Auch der Umstand, dass A zweimal auf O einstach und somit gezielt han-
delte, schließt eine Schuldunfähigkeit nicht aus, denn …

„[25] … bei erheblich alkoholgewöhnten Menschen wie [A können] äuße-
res Leistungsverhalten und innere Steuerungsfähigkeit weit auseinander-
fallen. In einem solchen Fall schließt daher ein motorisch kontrolliertes,
äußerlich geordnetes und zielstrebiges Tathandeln einen intoxikationsbe-
dingten Wegfall des Hemmungsvermögens nicht aus.“

Weiterhin verhielt sich A gegenüber O anders als sonst unter Alkoholeinfluss.
Zwar wurde er dabei regelmäßig verbal aggressiv und beleidigend, hatte aber
bisher keine körperliche Gewalt angewendet, sodass es sich um eine persön-
lichkeitsfremde Tat handelte, die auf die Enthemmung durch die außerge-
wöhnlich hohe Alkoholisierung zurückging.

Insgesamt ergibt die Gesamtwürdigung, dass A nicht mehr in der Lage war,
das Unrecht der Tat einzusehen. Er war somit gemäß § 20 StGB schuldunfähig.

Ergebnis: A hat sich nicht wegen Totschlags gemäß § 212 Abs. 1 StGB strafbar
gemacht.

II. § 323a Abs. 1 StGB durch das Betrinken

A könnte sich aber wegen vorsätzlichen Vollrausches gemäß § 323a Abs. 1
StGB strafbar gemacht haben, indem er sich betrank.

1. Tatbestand

a) Sichversetzen in einen Rausch

Zunächst müsste sich A durch den Alkoholkonsum in einen Rausch versetzt
haben.

„[33] … Hierunter ist ein Zustand zu verstehen, in dem sich die Wirkungen
des konsumierten Rauschmittels derart entfalten, dass die Fähigkeit be-
einträchtigt ist, das eigene Verhalten an rechtlichen Verhaltensnormen zu
orientieren. Ein tatbestandsrelevanter Rausch ist zu bejahen, wenn der Tä-
ter durch den Konsum berauschender Mittel in eine Verfassung gerät, auf-
grund derer er in Bezug auf die Rauschtat schuldunfähig ist oder inso-
fern zumindest eine erhebliche Verminderung der Schuldfähigkeit
vorliegt und Schuldunfähigkeit nicht ausgeschlossen werden kann.“ 

Auch wenn man im Rahmen des § 323a Abs. 1 StGB zugunsten des A von ei-
nem nur niedrigen Abbauwert von 0,1 ‰ ab zwei Stunden nach Trinkende, und
damit nicht wie bei der Prüfung der Schuld im Rahmen des § 212 Abs. 1 StGB
von einem möglichst hohen BAK-Wert bei der Tatbegehung ausgeht, war sei-
ne Schuldfähigkeit zumindest erheblich vermindert und auch die Schuldunfä-
higkeit liegt nahe. Somit hat er sich in einen Rausch versetzt.

b) Vorsatz

Weiterhin müssten die Voraussetzungen für den vorsätzlichen Vollrausch
vorliegen. Diese sind – bei hinreichenden bedingten Vorsatz – gegeben, …

„[34] … wenn der Täter beim Rauschmittelkonsum für möglich hält und
billigend in Kauf nimmt, dass er sich dadurch in einen Rauschzustand ver-
setzt, der seine Einsichtsfähigkeit oder sein Hemmungsvermögen jeden-
falls erheblich vermindert, wenn nicht ganz ausschließt.“

Da nicht ersichtlich ist, dass A beim Trin-
ken überhaupt den Vorsatz hatte, eine
Gewalttat zu begehen oder gar O zu tö-
ten, erübrigt sich ein Eingehen auf die
Rechtsfigur der actio libera in causa; dazu
weiterführend AS-Skript Strafrecht AT 1
(2021), Rn. 340 ff.

A. Tatbestand

I. Tatbestand: Sichversetzen in einen 
Rausch

II. Vorwerfbarkeit des Sichberau-
schens

1. Vorsatz

2. Fahrlässigkeit

B. Objektive Strafbarkeitsbedingung: 
Rauschtat

C. Rechtswidrigkeit (des Sichberau-
schens)

D. Schuld (des Sichberauschens)

E. Geltung der Rauschtat-Verfolgungs-
voraussetzungen auch für Vollrausch, 
Abs. 3

Vgl. dazu AS-Skript Strafrecht BT 2 (2022),
S. 210 (Vor Rn. 512).

Prüfungsschema:
Vollrausch § 323a StGB
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A wusste, dass er schon in der Vergangenheit durch hohen Alkoholkonsum
Ausfallerscheinungen hatte und dann auch zumindest verbal aggressiv gegen-
über Dritten geworden war. Daraus folgt, dass er zumindest billigend in Kauf
nahm, sich in einen das Hemmungsvermögen zumindest erheblich einschrän-
kenden Trunkenheitszustand zu versetzen.

2. Objektive Strafbarkeitsbedingung: Rauschtat

Es müsste weiterhin die objektive Strafbarkeitsbedingung gegeben sein, näm-
lich eine rechtswidrige Tat, für die der Täter nicht bestraft werden kann. Dies
ist – wie oben geprüft – hier zu bejahen. 

„[36] Im Vollrausch beging [A] vorsätzlich ein Tötungsdelikt, wobei er
aufgrund seiner Alkoholintoxikation nicht ausschließbar in schuld-
unfähigem Zustand handelte, jedenfalls aber seine Steuerungsfähig-
keit erheblich eingeschränkt war. Damit ist die in § 323a Abs. 1 StGB nor-
mierte objektive Bedingung der Strafbarkeit einer rechtswidrigen – also
auch in subjektiver Hinsicht tatbestandsmäßigen – Rauschtat erfüllt, bei
deren Begehung der Täter schuldunfähig oder bei nicht ausschließbarer
Schuldunfähigkeit zumindest sicher nur erheblich eingeschränkt schuld-
fähig war.“

3. Rechtswidrigkeit des Sichberauschens

Da zugunsten A keine Rechtfertigungsgründe eingreifen, handelte er hinsicht-
lich des Sichbetrinkens rechtswidrig.

4. Schuld des Sichberauschens

Fraglich ist, ob A auch bei dem Betrinken schuldhaft, also vorwerfbar handelte.
Angesichts seiner Alkoholabhängigkeit und dem daraus folgenden Sucht-
druck war er möglicherweise schon während des Trinkens nicht mehr in der
Lage, seinen Alkoholkonsum zu begrenzen, um nicht einen so erheblichen
Rauschzustand zu erreichen. Angesichts der Alkoholsucht spricht viel für eine
Verminderung der Schuldfähigkeit nach § 21 StGB, jedoch war A weiterhin
grundsätzlich dazu fähig, seinen Alkoholkonsum so zu kontrollieren, dass er
dabei nicht einen Rauschzustand i.S.v. § 323 a Abs. 1 StGB erreichen würde. So-
mit versetzte er sich schuldhaft in den Rauschzustand.

Ergebnis: A hat sich wegen vorsätzlichen Vollrausches nach § 323a Abs. 1
StGB strafbar gemacht.

Notarassessor Dr. Manuel Ladiges, LL.M. (Edinburgh)
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